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KARTEI DER RECHTSPRECHUNG

Entscheidungen dts RVA« und aodtrtr höchster Gericht*. Mitgeteilt von Staatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

Die mit • bezeichneten Entscheidungen sind bereits in den AN. und EuM. veröffentlicht oder zum Abdruck darin bestimmt

Die in dieser Kartei mitgeteilten Entscheidungen sind zum Ausschneiden und Aufkleben bestimmt Sie bilden für

unsere Leser eine wertvolle Ergänzung zu Kommentoren und eine brauchbore Information über den Stand der Rexhtspr«-chung

• tu

km 2

¦VO.

Für die Genehmifuni der Abtretest eines Anspruchs auf

Leistung eines VTr. gemäß I 119 Abs. 2 RVO. ist jeden-

falls dasjenige VA. örtlich zuständig, in dessen Bezirk

imer Leistungsempfänger wohnt.

•

E. des RVA. II vom 6. November l«l (II H. 942 31!).

#§ t47. DM Verlibrang der Strafverfolgung wegen Nivhtentrich-

1411,14!2 tung von Beiträgen zur InvV. beginnt, wenn die Bci-

(ff t) his trage in Teilzahlungen nachentrichtet worden sind, mit

H Kl) der letzten Teilzahlung.
• E. des RVA. II vom 13. November 1931 — II1 52331.

«112 Nach I Wi Abs. 1 Nr. 2 Halbsatz 2 RVO. in der

ÜLtl/2 Passung der NotVO. vom 26. Juli 1930 (ROBL I S. 311)

¦ets.2 ist das KO. bei Vorliegen eines einheitlichen Versiche¬

rn rungsfalls nur bei dem erstmaligen Eintritt der AU. vom

4. Tage an. dagegen bei jeder weiteren wäh-

renJ desselben Krankheitsfalles auftretenden AU. im Rah¬

men der L'nterstützungsdauer sofort zu gewähren.

• C. des II. Rev.-Sen. II vom 26. Juni 1931 (AN. HM

IV. 446 Nr. 4201.

f 111 Eine Satzungsbestimmung. wonach die Beiträge gemäß

•ss.1$4ti2 | 199 Abs. 1 Satz 2 RVO nur für solche Versicherte

gekürzt werden, die im Krankheitsfälle für min¬

destens 14 Tage Arbeitsentgelt fortbeziehen, ist nicht

unzulässig.
• E. des RVA. Beschl.-Sen. II vom 14. Oktober 1931

II K. 137 31 B.

1285 Von einem Unterhalt aus dem Arbeitsverdienst kann

t?l swJ nicht gesprochen werden, wenn die Oewährung des

M 12M. Unterhalts lediglich in der Abtragung einer Schuldver-

1211. Mt. pflichtung erfolgt.

*J) • E. des RVA. vom 22. Oktober 1931 — lila Kn. 50SJ1.

I «• Hat ein Kassenmitglied einen Anspruch auf irgendeine

satzungsmäßige Mehrleistung nach § 208 RVO. in der vor

dem Inkrafttreten der NotVO. vom 26. Juli 1930 (RüB_. I

S. 311) geltenden Passung erworben, so ist beim Ueber-

tritt des Versicherten zu einer anderen Kasse sein An¬

spruch auf Mehrleistungen von der Erfüllung der bei

dieser Kasse nach § 204 Satz 1 satzungsmäßig vor¬

geschriebenen Wartezeit nicht abhängig.

• E. des RVA vom 8. Oktober 1931 — IIa K. 262 311.

HS'. Die ü Nr. 1 und 2 des § 267 der RVO. aufgeführten

9S Grande zur Schliefest von AOKK. und LKK.. die nur

für Bezirksteile eines VA. errichtet worden smd, be¬

stehen selbständig nebeneinander. Hat eine solche Kasse

nicht nur vorübergehend weniger als tausend Mitglieder,

so ist dieselbe nach Nr 1 zu schließen. Auf die

Leistungsfähigkeit der Kasse kommt es in diesem Pallc

nicht an. Bevor an die Schließung gegangen werden

kann, mal Iedoch das NichtZustandekommen einer Ver¬

einigung nach f 265 der RVO. feststehen (Entsch. des

Bayer. LVA vom 8. Pebruar 1924. EuM. d. RVA. Bd. 17

3J).

ach Nr. 2 des f 267 aaO. ist eiue Kasse vorbezeich¬

neter Art bei Leistungsunfähigkeit derselben ohne Rück¬

sicht au! die Mitgliederzahl zu schließen, also auch dann,

•eenn diese mehr als tausend beträgt.
• Erlaß des Pr. Mm. I I vom 17. August 1*31 — III

5I3S6. 11. 7. (Volkswohlfahrt IvJI. S?. !*».)

Maßnahmen des VA. nach § 391 RVO. sind nur vor- ft MI,

laufiger Natur und machen das für Satzungsänderungen 3.88

vorgesehene vorläufige Verfahren nicht entbehrlich.

Eine Zustimmung des RVA. für eine nach § 391 RVO.

vorgenommene Beitragserhöhung auf 7'/i v. H. des

Grundlohns oder darüber kommt nicht in Präge.
• E. des RVA. AN. II vom 7. September 1931 — II K. 919/31.

Ersatzkassen können von den VTr. jetzt Rechtshilfe be¬

anspruchen. —

D.e frühere Vorschrift des § 524 RVO.

..Die Verpflichtung der VTr. nach

Kassenvorstände nach § 344 gilt auch

Entsprechend dieser Vorschrift hatten

satzkassen damals nur die Pflicht zur

§§524.
111.

lautete allerdings: 344

§ 116 und der

für Ersatzkassen."

demnach die Er-

Rcchtshilfe. nicht

auch das Recht auf Rechtshilfe (zu vgl. Entsch. 1927 II.

AN. d. RVA. 1914 S. 779 = EuM. d. RVA. Bd. 4 S. 37).

Durch V. vom 27. September 1923 (RQBI. I S. 908)

Art. VIII Nr. 6 hat jedoch § 524 eine Aenderung erfah¬

ren und lautet seitdem: ..Die §§ 116. 117. 344 gelten

entsprechend/*

Hiernach können nunmehr auch die Ersatzkassen von

den VTr. Rechtshilfe beanspruchen.
• E. des RVA. AN. II vom 4. September 1931 (II K.

125*30 B.). EuM. Band 31. S. 27. Nr. 13.

Der Unlall eines Landwirts auf dem Heimweg vom Be- §§ 5MI

zahlen des Kaufpreises des für seinen landwirtschaft- 544. M i

liehen Betrieb mitbestimmten Brennholzes ist als Be- 122

triebsunfaU anerkannt worden, weil das Bezahlen des

Kaufpreises einen verwaltenden Teil seines Unterneh¬

mens darstellte und die Verwaltungstätigkeit zu seinem

landwirtschaftlichen Betrieb in einem dem Zwecke ent¬

sprechenden örtlichen Verhältnis stand.

• E. des Bayer. LVA. vom 4. Dezember 1930. A. 757/30.

Mitt. des LVA. 1931. S. 25. Nr. 1598. EuM. Bd. 30.

479. Nr. 186.

Ein entschädigungspflichtiger Betriebsunfall im kauf- §§ 53!1

männischen und verwaltenden Teile eines Unternehmens SM. 5451

liegt vor. wenn es sich um den Unfall eines selbstver- 551

sicherten Unternehmers auf dem Heimweg vom Ein¬

kauf von Holz fur den Gewerbebetrieb bandelt.

• E. des Bayr. LVA. vom 31. März 1931. (A. 78230.)

Mitt. des LVA. 1931. S. 26. Nr. 1599. EuM. Bd. 30.

S. 4*3. Nr. 187.
—— __________________________________________________________

--—-——-----——--—--——-——--——-——^——.——---—ri

Steht nur ein Teil des versicherten Betriebes zu dem §§

kaufmännischen und verwaltenden Teile des Unterneh¬

mens in einem dem Zwecke entsprechenden örtlichen

Verhältnis im Sinne des § 539b RVO.. so unterliegt der

kaefmimische und verwaltende Teil ner dann der UV..

wenn das kaufmännische Personal zu einem ins Ge¬

wicht fallenden Teil fur den örtlich

versicherten Betriebs beschäftigt wird,

falls dann* nicht anzunehmen, wenn

sechste Teil der Arbeitsleistung des

Personals auf diesen Teil des Betriebes entfällt.

• E. des RVA. vom 15. Juli 1931 (I B. 594 30). AN. 1931.

- i. 370 Nr. 417.? EuM. BJ. 30. S. 477. Nr. 185.

nahen Teil des

Dies ist jeden-

nur etwa der

kaufmännische

Ein Unfall auf dem Wege zur Sitzung der Bezir.»

bauernkamrner ist nicht entschädigungspflichtig, weil die

Teilnahme an der Mtzung keine Betriebstätigkeit dar¬

stellt.
• E. des Bayr. LVA. vom 5. März 1931. (A. <J.)

Mitt. des L\ I ItSL ft. 27. 1600. EuM. Bd. 30.

S. 4M. Nr. 168.

U
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Ü^SOUENwm LESEN?

DIE NEUE ZEIT

ERFORDERT NEUE MENSCHEN!

Billig, gut und modern ist der Grundsatz für die Verlagswerke des ZdA.

Erfolgreiche Lebensführung. Dr. Fritz Gerathewohl 1.20 RM

Der erfolgreiche Verkäufer. Dr. Fritz Gerathewohl 1.00 RM

Die weiblichen Angestellten. Susanne Suhr 0.80 RM

Aufstieg oder Niedergang. Fritz Schröder 0.10 RM

Preispolitik, Gehaltsabbau, Steuern. Paul Hertz . . .
.0.10 RM

Die Buchführung. Hoppe-Effler 0.50 RM

Scheck- und Wechselkunde. Effler 0.50 RM

Der Zentralverband der Angestellten, sein Werdegang,
seine Gestalt und sein Charakter. Konrad Stehr 2.00 RM

Die soziale Bewegung der kaufmännischen Angestellten.
Paul Lange 2.50 RM

Angestelltengewerkschaft und Presse. Josef Aman und

Paul Lange 1.00 RM

Geschäftsbericht des ZdA. für 1930 2.00 RM

Verl g des Zentralverbandes der Angestellten
(Otto Urban), Berlin SO 36, Oranienstraße 40-41

Ab 1. April 1932: Berlin W57, Potsdamer Straße 75

Postscheckkonto Berlin 11931 (Emil Wucher)



fortbildungsschriften fflr das Personal der Arbeitsämter

Bisher sind erschienen:

H E F T 1
aMSV________|_______________MHHaHBMBaB

FntxSchröder: Die Reichsanstalt fiir Arbeits¬

vermittlung und Arbeitslosen¬

versicherung
Ihr Autbau und ihre Aufgaben
Preis für ZdA.-Mitglieder 1,30 RM., für Nichtmitgl 2,60 RM.

Geschichtliche Entwicklung ? Organisation

Arbeitslosenschutz ? Selbstverwaltung

H E F T 2

Hermannjauch: Arbeitsvermittlung
als Dienst am Menschen
Preis für ZdA.-Mitglieder 0,60 RM., für Nichtmitgl 1,20 RM

Die Bedru'ung einer richtigen Behandlung der Arbeitsuchenden • Die

Gefchr des Behördentones • Der Hochmutsteufel Das Vorbild des

Amtsleiters • Beispiele talscher Behandlung • Der Ton macht die Musik

w,e schafft man d»e günstige Atmosphäre • Die Glaubwürdigkeit der

Aussagen Das Verhalten bei Meinungsverschiedenheiten und Erregung
aub'uchen Gefahren fur die Umgangstormen

H E F T 3

Dr.R.wiedwaid: DieoffentlkheBerufsberatung

Ihr Wollen und Wirken
Preis für ZdA -Mitglieder 0,70 RM., für Nichtmitgl. 1,40 RM.

Probleme ? Organisation ? Persönlichkeit

Psychotechnlk ? Material ? Literatur

H E F T 4

Rudolf Jonas: Die Grundlagen der wert¬

schaffenden Arbeitslosenfürsorge
Preis für ZdA.-Mitglieder 1,— RM., für Nichtmitgl. 2,- RM.

Die Schriftenreihe wird fortgesetzt

Alle Schriften liefert die ZdA.-Buchhandlung
Berlin SO 36, Oranienstraße 40-41

Ab 1. April 1932: Berlin VV 57, Potsdamer Straße 75
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Die Verjährung in der Sozialversicherung

Im Sozirtlversicherun^srecht ist wie in allen

Rechtsgebieten, in denen Anspruch vor*

gesehen sind, wenn nicht ganz besondere

Gründe, z. B. bei familienrechtlichen Verhält¬

nissen, vorliegen, die Geltendmachung der her

sprüche an eine Frist gebunden. Der ( tz-

geber ist mit Rücksicht darauf, dah das zeit¬

lich unbegrenzte Bestellen eines Anspruchs zu

einer Rechtsunsicherheit führt, von dem Grund¬

gedanken ausgegangen, lai derjenige, der

einen Anspruch hat, auch die Pflicht haben

mufi» diesen Anspruch geltend SU machen. Da

dieser Grundgedanke seine besondere Berechti¬

gung im öffentlichen Rechl der SV. hat, einem

Recht, dessen Gestaltung anders als im RGB.

dem Willen der Parteien entzogen ist, konnte

für die Verjährung des Anspruchs auf Rück¬

stände nicht die 30jährige Verjährungsfrist des

BGB., sondern höchstens die zweijährige Ver¬

jährungsfrist eingeführt werden ^renn im SV.-

Recht aber die Verjährungsfrist absichtlich

hinterzogener Rückstände nichts gesagt ist, so

müssen, wie überhaupt bei fehlenden Bestim¬

mungen über die Verjährung im SV.-Recht

die Bestimmungen des BGB., soweit si** nicht

dem öffentlich-rechtlichen Charakter des SV.~

Rechts widersprechen, gleichlautend ange¬

wendet werde« (OVG *l S. J4'3). Demnach

gÜt für absichtlich hinterzogen** Rückstände

die 30jährige Verjährungsfrist des BGB. In der

Praxis wird leicht übersehen, daß der Kachweis

der absichtlichen Hinterziehung schwiei iu ist.

Voraussetzung ist, dah der Beitrag wider

1 esseres Wisse n nicht geleistet ist, fernei mit

dem Zweck, ihn dem Versicherungsträger zu

entziehen. Fs reicht grobe Fahrlässigkeit d

her nicht aus. Dn öffentlich-rechtliche Cha¬

rakter des SV.-Rechts kommt besonders darin

zum Ausdruck, dafi bei Beitragsverpflichteten
der Anspruch auf Rückerstattung von /u Un¬

recht oder zuviel gezahlten Beiträgen durchweg
in ö Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres
verjährt, in dem e entrichtet worden sind.

Wenn «meh der Anspruch auf Rückerstatten

seinem Wesen nach der Bereichenmgsanspruch
des S SU BGB, ist. so hindert die öffentlich-

rechtliche Natur des SV.-Rechts aber daran,
die weiteren Folgerungen aus den Bestimmun-

Regierungsrat Dr. Glehn, Dortmund

gen des BOB. zu ziehen. Bs kann daher allein

schon mit Rücksicht auf die Kürze der Frist

der Versicherungsträger nicht den Einwand

s Wegfalls drr lu Sicherung geltend machen

(AN. 1918 S. 346).
Wenn die Bestimmungen des BOB. hilfsweise
im SV.-Recht herangezogen werden müssen,
so sind es im wesentlichen diejenigen, dit* sich

suf die Hemmung, $ 202 BGB. ff., und die

Unterbrechung, $ 206 BOB. ti., beziehen. Auch

im SV.-Recht wird die Verjährung irehemmt,

solange der VTr. den Beitragspflichtigen die

Zahlungen stundet, oder der Beitragspflichtige
aus einem anderen Grunde vorübergehend zur

Verweigerung- der Leistung- berechtigt ist. Stun-

dun__rsrecht eler VTr. unel Leistungsverweige¬
rungsrecht cles Beitragspflichtigen müssen ihre

Berechtigung aber im SV.-Recht haben. Ledig¬
lich zivilrechtliche Gründe* können die Ver-

jährung nicht hemmen. Unkenntnis des Ver¬

jährung srechts, sowie die Möglichkeit der An-

chtung oder der Aufrechnung, wirken nicht

verjährungshemmend Stillstand der Rechts¬

pflege, sowie Verhinderung eler Rechtsverfol¬

gung elurch höhere Gewalt he>mmen die» Ver¬

fährung. Auch eler $ 206 BGB. elürfte gleich¬
lautend im SV.-Recht anzuwenden sein, wo¬

nach die Verjährung gehemmt wirel bei G

schäftsunfahigen oder Geschäftsbeschränkten,
solange sie ohne* gesetzlichen Vertreter sind.

i der Unterbrechung dn Verjährung kann

$ 206 BGB. im SV.-Recht angewendet werden

Die Verjährung wird hiernach unterbrochen,
wenn dem VTr. gegenüber eler Anspruch durch

Abschlagszahlung, Zinszahlung, Sicherheits¬

leistung usw. anerkannt wirel. Fs genügt
ausdrücklich« oder stillschweigende Kund-

bung der Ueberzeugung von dem Bestehen

des Anspruchs "drr eines Teils. (ROR. 73

& • 132.) Im Oe-jens.it/ zum BOB., WO die»

Verjährung mit dem Zeitpunkt eh-r Klage¬
erhebung beginnt, wirel sit» elurch eine an de

Pflichtigen gerichtete Zahlungsaufforderui
oder durch Verfügung deT Zwangsvollstreckung
unterbrochen (AN. WM) S. 328), In der gleiche
Weise kann eler Kontrollbeamte die Verjährung
unterbrechen, dabei genügt mündliche Auf-

rderung, ie jede auf Beitreibui hin-



Handlung di gen Stel

ßlo&e Mahnungen unel Vorhaltungen genügen

it.
ruch auf Rück-

Sj wird : reit über elie Rückzah-

gleid m BGB. erst durch «inen beim

VA- |
Antr mt Entschei i unter¬

brochen (AN. 1(>17 S. 514). Die V

diesen Fällen r.ur auf Einrede 1* k-

l\ wer tensowenig wie eler VI r. an

Iet Verjährung durch den Einwand

Unkenntnis d* V.Verhältnisses etwa

i kann, eh Verjähi ungseinwand

h dann dur« nn der Beitragspflichtige

die U tigkeit der Beitrage erst nach Ablauf

d» hsrnonntigen Verjährungsfrist eri ihren

hat.

Be. Vei ihrung des Anspruchs auf V.-Leistung

v» .rt nicht : Anspruch als solcher, son-

m u drr Anspruch auf die einzelnen Lei¬

stungen (EuM. 4 S ,; Kranket tun-

jähren gemaü $ 223 Abs 1 in 2 Jahren

lem Tage eler Entstehung.

I i r I r Beginn der Verjährungs¬

frist häufig b« »Igendem Be eisfall streitig:

Einem Arbeitnehmer wirel fur s] r in irgend¬

einer 1 >rm, /. B. durch Abfindung oder in

1 • st-iin» ntstorm :\e G»

I> I »tung wird aber erst am Und*

der Beschäftigung, meist erst nach Jahren, ee-

.hlt. Wmn Bescl $ungsveihähnis,

»•ssen versicheiungsrechtlichet Charakter offen

cbKebea v% ipätei ils rcriicWitgspflichti

tri wirel, wird ler Einwand der Ver-

krunf gi
* nd gemacht Ls ist nun streitif

die Vi hrungsfrist vorn Beginn eler B*

häftigung an läuft Voraussetzung ist zu¬

nächst, dafi dl tnehrner einen wirk! -n

\ hat. demzufolge er mit

m späterei E tgelt uch* hat nen

n. Be r Abfindung ist r zettli

isammenhang unei damit eler ( ter des

I /. B ,
wenn <*•

spruch grundbu« ler durch v k

t • in Sp irkas -de-r überhaupt i

inet solchen 1 hert ist, daß der Aj

spru
\btindur Ver¬

teil hn t. Von einem Ansprui

: Entgelt dürfte in dei Mehrzahl dei 1

ich dann ges| n v> wenn A

er Arbeitg % em u it sind, d

. is \X ii iltsleben er\

rund »n Letstm und Gegenleis

v on einer Schenkung, die versicherungsrecht¬

lich nicht i Entgelt anzusehen ist, wohl n»

Ausnahme: und b* Verwandten nui

mn gesprochen * n kann, wenn die Le

stung Ausfluß einer sittlichen Pflicht sie

ichlich darstellt.

I agen afa elie Voraussetzungen eines ver-

icherungspfiiehtigen Beschäftigungsverhält-

nisses von vornherein vor und wird das Ent¬

elt erst nach Ablaut eler Verjährungsfrist ge-

thlt, und dabei meist das versicherungs¬

pflichtig Verhält! durch den VTr. oder

durch eiie Beschluß-Instanzen der V.-Behörde

[gestellt, so muß manr dem Wesen der Ver-

hrung entsprechend, ihren Beginn auf den

Zettpunkt des Erwerbs des Anspruches oder

ü eien Beginn seiner Fälligkeit festsetzen und

nicht mt den Tag eler tntsächlichen Zahlung

des Entgeltes. Denn bei rechtzeitiger Prüfung

ch Beschäftigun</s\ erhältnisse s hätte sowohl

Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber als auch

der VTr. die versicherungspflichtige Beschäfti¬

gung feststellen 1 n können. Die nachträg¬

liche Feststellung de rsicherungspflichtigen

Beschäftigungsverhältnisses durdi die Be-

hhibi: zen der V.-Behörden kann an der

Voraussetzung des Beginns der Verjährung

n.cl nelern. Eine Entscheidung der Beschlufe-

instanzen über elas Vorliegen eines versiche¬

rungspflichtigen Besch /ungsverhältnisses hat

in inem solchen Falle nu: deklaratorische,

d. h. erläuternde Bedeutung, in dem sie fest¬

stellt, dafi ^on I ler Beschäftigung an d

V r Versicherungspflicht vor¬

lagen. Line Vor« tzung der versicherungs¬

pflichtigen 1 ttigung ist aber eier Ansprui

ri Entgelt. Dieser hat vorgeh n und hätt>

dien snleren, eler Verjährung zugrunde

liegenden Fällen, von den Beteiligten gelten

gemacht werelen können. Unkenntn: hemmt

• r unterbricht die Verjährung aber nicht

Li ane Aufl ssung würde- ach elazu

tuhren, dafi durch Parteivereinbarung, ent-

en «lern Wesen der Verjährung, diese wi!

kutitch beeinflubt werelen könnte. Es kam

lUedem eler Beitragspflichtige dann, *?

us irgendeinem Grunde erst nach Ablauf dl

Vei ...rungsirist el rsicherungspflicht;
•rhältr.is fest. It und

tgelt [ thlt wird, mit Erfolg den Einw

r V :.rung geltenel n.ichen.

Die Invalidität in der Invalidenversicherung
Rudolf Schmidt, Weimar
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letzt vorangegangene Beschäftigung, s die

Verhältnisse des allgemeinen Arbeitsmarktes

maßgebend sin« Das Charakteristische des

Begriffs „Invalidität liegt ja gerade darin, daß

er u. U. nicht eine vollständige, allgemeine Er¬

werbsunfähigkeit voraussetzt.

Die Grundlage für die Feststellung der Inv.

lidität bildet die Prüfung der Leistungsfähig¬
keit des Versicherten im Zusammenhange mit

iner Körper- und Geistesbeschaffenheit. Die

zur Erfüllung des Invaliditätsbegriffs erforder¬

liche Einbuße an Erwerbsfäl igkeit ist im Ge¬

setz bestimmt. Nach § 1235 RVO. gilt als

invalide, wer infolge von Krankheit oder Ge¬

brechen weniger als ein Drittel erwerbsfähig ist.

Das ist dann anzunehmen, wenn der Versicherte

nicht mehr imstande ist. durch eine Tätigkeit,
die seinen Kräften und Fähigkeiten entspricht,
und die ihm unter billiger Berücksichtigung
seiner Ausbildung und seines bisherigen Be¬

rufes zugemutet werden kann, ein Drittel dessen

zu erwerben, was körperlich und geistig ge¬

sunde Personen derselben Art mit ähnlicher

\usbildung in derselben Gegend durch Arbeit

zu verdienen pflegen. IXirch diese Festsetzung
ler Mindestgrenze auf ein Drittel ist der Kreis

derer, die auf Invalidenrente Anspruch erheben

können, bese nkt.

Der Anspruch auf Rente ams der InvV. hängt
zunächst davon ab, daß der Versicherte nicht

mehr ein Drittel des Normallohnes verdienen

kann. Bei Bestimmung des Normallohnes wird

Ier Durchschnittslohn größerer Personenkreise

zum Vergleiche herangezogen und nicht allein

er Lohn, elen eler Versicherte selbst in seinen

•sunden Tagen verdiente. Gerade für die Be¬

urteilung der Erwerbsminderung ist es ja be¬

zeichnend, daß der all| ine Arbeitsmarkt be¬

rücksichtigt werden muß. Jedoch darf der Ver¬

sicherte zur Erreichung Xormallohnes nur

auf solche Tätigkeiten verwiesen werden, die

seinen Kräften und Fähigkeiten entsprechen unel

ihm unter Berück 4ung seiner Ausbildung

und seines bisherigen Berufen zugemutet werden

können. Völlig fremde oder gl g und körper¬
lich ungeeignete L trbeit kann von einem

Rentenbewerber daher schlechthin nicht ver¬

langt werelen.

Es kommt hier auch i an er Ver-

cherte den normalen Verdienst elurch Lohn-

trbeit zu erwerben ¦ BL VC r elurch

meiere Tätigkeit, etv l nternehmer erwirbt,

bleibt außer Betracht. Ls kann also jen n-

validesein, obwohl sein Unternehmereinkommen

elleicht tatsächlich viel höher ist als ein Drittel

les Normallohr- s rn er nur -t,

Üesen Betrag im Lohnarbeits\ zu ver-

lienen. Entspred "hall beim

Internehmer. Wer r rsicherungsj h-

f m eit l : Ja h i ge

Tätigkeit betreibt, kann wohl auf eliese, aber

cht auf E werb in der ihl ad g*

wordenen abhängigen Stellung verwiesen wei¬

den. (Rev. des RVA. vom 10. Februar 1914,
EuM., 4 __: raus geht deutlich hervor« dafi

uf die Vergangenheit Rücksicht zu nehmen ist

Wie weit hier gegangen werden kann, hängt
aber ganz von den Umständen des Einzel¬

nes ab.

Abgesehen hiervon kann der Versicherte als

Arbeitnehmer aber auf Arbeit jeder Art ver¬

wiesen werden. Er muß also unter Umständen

von einer feineren und höher gelohnten zu einer

gröberen, minderbezahlten Arbeit übergehen
oder, er muß sogar erforderlichenfalls seinen

Beruf wechseln; denn Invalidität ist nicht gleich¬
bedeutend mit Berufsinvalidität.

Die Frage, ob Invalidität vorliegt, ist danach

keine rein medizinische, vielmehr greifen hier

medizinische, wirtschaftliche und rechtliche Er¬

wägungen ineinander. (Vergl. Kommentar H

now-Lehmann.) Daß auf wirtschaftliche Ge-

chtspunkte Rücksicht zu nehmen ist, ergibt
ch auch aus der Wichtigkeit, die der Gesetz¬

geber der Mitwirkung des VA. beilegt.
1017 n. RVO.).

An den Arzt tritt dabei lediglich die Aufgabe
heran, den Grad der Erwerbsunfähigkeit an

Hand des Krankheitsbefundes zu bestimmen.

Er muß sich ein Urteil über den Allgemein-
und rwaigen Krankheitszustand des Ver-

cherten und darüber bilden, wieviel dieser mit

ler ihm verbliebenen Arbeitskraft noch ver¬

dienen kann. Die zur Zeit verminderte Arbeits¬

gelegenheit bleibt bei der Abschätzung außer

Betracht. Denn für die Beurteilung der Erwerbs¬

fähigkeit sind im allgemeinen nicht die Verhält¬

nisse des Arbeitsmarktes maßgebend, sondern

lediglich die I e, ob und in welchem Umfange

e betreffende Person noch Arbeiten verrichten

kam § kommt also nicht darauf an, ob dem

Versicherten durch zeitweise ungünstige Ver¬

hältnisse egei fehlt, die ihm ver¬

bliebene Fähigkeit zur Arbeit auch zum Er¬

werbe zu verwerten.

Der Zweck der InvV. [>t der Schutz gegen die

wirtschaftlichen Nachteile der Invalidität, nie!

die Versie! rung l W Arbeitslosigkeit.

Der Versicherte hat bei der Feststellung, ob

In \a\ vorliegt, mitzuwirken. Er ist deshalb

verpflichtet, dem von der LVA. bezeichneten

Ar/t Gelegenheit zur Untersuchung zu geben.
Die racht sehe Meinung der Versich :i,

dab bejahende oeler verneinende Gutachten

des letzten behandelnden Arztes für oder gegen

e Gewährung der I ilidenrente den Aus-

W unzutreffend. Nehmen

wir nur an, daß zwar eler vom Versicherten zu-

ene Arzt Im tht, daß aber aus

gendweichen Gn n Zwei! an der zu-

tr* -n War ligui aller U: auf-

cht der LVA
,

in solchen

e Fest zu treffen, v

leicht ein ( Mlergul ten fo n und d
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I nkheiten und Gel

/ is in :. i ... so : irfc lurch die einzelnen

Kranl Ei

r s je fui sich p il

zt und die Hu xh ad¬

diert n len. Will dei Arzt su ein< md-
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...

so mu! die I r-
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Gesamthe
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• estc en L a

dei rbliebenen restlichen Erwerbsfäh ;:

ler 1 .1! dei Invalidität Iaht auch eine zeit¬

liche U enzung lei Brwerbsunfi keit zu;

man spricht von einer lernden" und ein

•n Invalidität. Dauernd ist die

Invalidität an, wenn sie aller Voraussicht nach

nicht erwarten

at. D Wesentliche bea ehr Annahme von

vorübergehender Invalidität dagegen ist, daß

nach menschlichem Ermessen eine Wiederher-

tellung der Erwerbsfahigkeit zu mindestens

iu Drittel in absehbarer Zeit su erwarten

steht Je t< I man nicht unbedingt die

Ansicht vertreten, dafi vorübergehende Inva¬

lidität schon anzunehmen ist ..••nn elie bloße

Möglichkeit einer Bi ss* i u j besteht, denn auch

elit* dauernde Invalidität schließt den Wie lerein-

tiitt eh-r Erwerb igkeit über ein Drittel nicht

immer au

A i ier Besserui glidikeh ist

der Begriff ehr dauernden Invalidität derselfa

wii i der vorüt> ien. Ein Unte

bc :t nui es Rentenbeginns. B-

r dau< len tritt die Gewährung der Ren?

an I !__!? ltritts ab ein, bei eh-r vor-

ü: da_ rst vom Beginn de

27, Invaliditätswoche oder nach Wegfall eles

Kranke

(iehl ehe vorul 1 . ilidität in dau-

ade über, so bildet dieser Umstand keinen

Ai üc* b Rente zu änden Sie wird

Form und Hohe weite-:

ihlt

Krankenkassenstatistiken M. Krüger, Berlin-Steglitz

V jedei Krankei werden Statistiken
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: i di i Ki ml ei un i tur die

At ichtes u tbehrlich.
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. r : •
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i \\ n-

^ il /tir

I

Lebe in den

: :\, ui d somit
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r el:

folgreichsl und zwei kmäfiigst Verwendung
der K issenmittel ewinnen« zum Sc gen al!

Versicherten,

IVoti des jahrzehntelangen Wirkens der u

tzlichen Krankenversicherung gibt es noch

uml issendi unel su brauchbare Morbidi-

istik, w Sl tistik eler Tode

lie. Wohl fehlt es nicht an sehr wertvollei

Teiluntersuchui Die wichtigsten deutscher

sind wohl:

) I ; inkfui tei Krankh ein« Unte

suchungen über Kl u kheitsgel ihr unel Erki

kungshäufigkeil nach Alter, Geschlecht, Zi\

md und Beiut. Frankfurt l^*';

Krankheits- und blichkeitsvei hältnh

'Ortskrankenk fui Leipzig und Un

li*
_

|j . 1910;

Krankheitsverhältnis* in el- AiL
v Hin

I hren 1915 his iui>;

» Eigebi Statistik dei Allgemeii
( ht^ki s Jahr \{*2l \\> i

s
- der AIL < hrtskranki

k i s It i i ::• : : _s .1 ihl I'
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So begrüßenswert unel wichtig diese Arbeiten

ach sinel, sie erschein fl eloch als ungenügend
in Anbetracht der ungeheuren volkswirtschaft¬

lichen Bedeutung eler Krankenversicherung.

Allerdin| sind umfassende Morbiditäts-

tiken auch mit besonderen Schwierigkeiten
verbunden Schon eine so genaue und zweiteis¬

freie Begrenzung des Begriffes „Krankheit" ie

eh „Todesfalles is nicht möglich.
Immerhin hat Meh im Laufe eler Jahr» hon

ein fester Krankheitsbegrifl in der gesetzlichen
Krankenversicherung herausgebildet Seine An¬

wendung durch die Aerzte erfolgt aber un-

l_ leichmäßig. Schon dadurch wirel ein Un-

Mcherheitsfaktor in elie Statistik getragen.

Ferner stößt die Erfassung i 1 l e r Krank¬

heitsfälle! also auch derjenigen* bei denen kein

Arzt in Anspruch genommen wird oder keine

ihigkeit eintritt, i uf Schwierigkeiten.
Ni r eler Teil eier Krankheits und /war dk

[enigen, an elenen Krankengeld, Krankenhaus"

pflege usw. be/ n wird, ist leichter testZU-

steilen.

Be-i der Erfassung dei Krankhc itsfälle treten

noch weitere Verschic iheiten in ehr Anwen¬

dung des Begriffes ..Krank leitsfall" auf« Audi

nach den neuen Richtlinien eh Reichsaus-

husses für Aerzte und K ankenkassen ist die

tlil der Krankheitsfälle von der L rung im

Vierteljahr und den Verhalten der Aerzte nicht

unabhängi|

Die zweite wichtige Grundlage der Morbidi¬

tätsstatistik ist die Mitglieder/ah! der Kassen.

Durch ihre starken Schwankungen bietet die

richtige Erfassung mancherlei Schwierigkeiten.
Da elie^se Schwankungen je eloch recht unregel¬
mäßig verlaufen, führt jede Stichtagsberedt-

zu unzutreffenden Ergebnissen. Die

haite»nde Peststellung eler Mitgliederzahl durch

tägliche Fortschreibung unel gelegentliche Be¬

richtigung durch eine Bestandsaufnahme ist

um genaue» Vi rhältnis el

Krankheitstage /ur tatsächlichen Zahl der Mit¬

glieds! ige m i t unel ohne- Beitrag festzustellen.

Die jetzige Statistik ehs Krankenstandes ist

wegen ihrer schnell möglichen Feststellung
auch weiterhin wertvoll.

Die» Nützlichkeit ner solchen Morbiditäts-

tatistik crh-»ht sich noch beträchtlich, wei

ihi Aufteilung nach Unfällen, _wanger-

schafi Ilen, nach Krankheiten sou nadi

Alter uiul Geschlecht vorgenommen werde

k nn.

i üi sorgt I v tistik sind noch

_e Rei!» tn Vorarbeiten notwendig So

Ste /. B. endlich nach einem einheitlichen,

wirklich praktis Krankheitsverzeichnis

beitet werden Kosten und Personal füi eii

solche lohnende Mehrarbeit müßten den K

sen naturlich zugebilligt w< n. Dann werde

r zu i : einheitlichen einwandfreien Mor¬

biditätsstatistik gelangen, die treffende Ver-
eiche zuläßt.

Und darauf kommt es an. Der Vergleich
ist die Seele der Statistik. Ohne ihn ist sie»

eine nüchterne Zusammenstellung, ein lebloser

K liper. Erst durch den Vei gleich verschie¬

dener Gebiete, Gruppen unel Zeiträume erhält

die Statistik vollen Wert.

Mit elen Vergleichsmöglichkeiten hapert es

aber heute noch sehr. Man muß zur Verhü¬

tung von Trugschlüssen deshalb bei der Aus-

rtung der vorhandenen Statistiken mit großer
Vorsicht zu Werke gehen. Zwei deutliche Bei¬

spiele mögen das erläutern.

Im Rheuma-Jahrbuch 1929 warnt z. B. H. Leh-

m inn elavor, elit» Krankheitsstatistiken etwa der

Ortskrankenkassen, in denen doch alle» Berufe

vertreten sind, als Grundlage eler Rheuma-

kämpfung zu benutzen. Lür die rheuma-

fährdeten Berufe bestehen nämlich eine» An¬

zahl Sondcrkasst n: die Seekrankenkasse, Be¬

triebs- und Innungskrankenkassen für das Bau¬

werbe u.

Auch hält ct es für unzweckmäßig, mit Hilfe

der heutigen statistischen Zahlen Krankheits-

s'.atistiken aufzustellen, die» nach Gewerbe¬

gruppen gegliedert sind. Es entstehen elann

unzutreffende Vorstellungen, weil die Beschäfti¬

gung in einem von eler Statistik erfaßten Ge¬

werbe nichts darüber aussagt, bei welcher

Berufsarbeit die Krankheit erworben würele.

Zur Erläuterung schreibt Lehmann: ,,Der

Seemann, der an Rheuma leidet, wirel nicht

mehr o heuert f:r erscheint also nicht mehr

in der Statistik der Seekrankenkasse, wohl aber

in eler Allgemeinen Ortskrankenkasse; denn

todsicher wird er nun Hafenarbeiter. So kommt

daß wir bei elen beruflich gegliederten
Kiankenkassen in der Hauptsache elie» akuten,
in den Allgemeinen iortskrankenkassen che

i ronischen Rheumaerkrankungen der männ¬

lichen Versicherten linden.' Bei manchen

anderen Krankheiten liegen die* Verhältnis

ähnlich. Man darf also nur nach sorgfältige!
Prüfung aller Umstände Schlußfolgerungen aus

n Statistiken ziehen.

Bei Krankheitsstatistiken sind Alter unel Ge¬

schlecht besonders wichtig. Vor allem muß

man sie-h aber die absoluten Zahlen geT.au

ansehen, elie* die Rechnungsgrundlagen für die

Verhältnisziffern dei Statistiken gewesen sind.

Wenn z. I». einzelne Krankheiten für eine Gruppe
ar in Prozenten eh-r gesamten Krankheiten

angegeben v» n oder die rodesursachen füi

stimmte Berufsarten nur in Prozenten eler

nzen Sterblic hkeit, so kommen t ilsche Fol-

rungen zustande

I) Agenden beiden labellen (Prinzing,
Handbuch d» lizinischen Statistik, Jena

]{t 10.) m - iher ei läutern.

I dei Schweiz starben 1879 bis ISMO:
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. I tiU-rkul"
___

i ii

'
'U#rr- .. 4

** rfaeftllc bj

Landwirte
_

»566 ' 8119 8,2

Lehrer 2 082 388 18,7

Bäckei 2238 426 19,0

Eisenbahner . .
2 529 514 20,3

Schreiner, Glaset .
5 119 l 152 21,7

Sticket 1 708 613 34,7

Wenn man in eler letzten Spalte ehe- steigende
1 lunelertzahl für dir Tuberkulosesterbefälle

sieht, se> könnte man daraus schließen, elaß di

Sticker ganz besonders von Tuberkulose be¬

droht wäre

Die* Wirklichkeit sieht aber ganz anders aus.

Die Tuberkulose tritt unter elen Stickern nur

deshalb so sehr hervor, weil deren ( iesamtsterb-

lichkeit ziemlich klein ist. Ihre Tuberkulös

Sterblichkeit ist eine» mittlen Sie nimmt also

sn der an und für sich geringen Gesamtstemb~

lichkeit einen grofien Anteil ein.

Um zu richtigen Schlußfolgerungen zu kom¬

men, darf man sich hier nicht mit Prozent-

zahlen begnügen, man muß /iuch die absoluten

h rn berücksichtigen* Berechnet man in

unserem Beispiel ehe TuberkuloseSterblichkeit

nicht in v. L dei Gesamtsterblichkeil eh-s

betreffenden Berufes» sondern, wie es richtig ist,

luf je 10 000 Berufstätige der Gruppe, so erhält

man eine ganz andere Reihenfolge.

je 10 000 Berufstätige

Landwirte ... 17,5 Tuberkulosesterbefälle

1 SC I .!• ihnei . . . 19,1

Sticker .... 29,5

Bäcker 34,4

Lehrer 35,3

Schreiner, (Haser . 17,5

Nach diesen Angaben kann man sich ein

richtiges Bild von der Tuberkulosegefährdung
der einzelnen Berufe machen. Diese zweite

Reihenfolge ist zutreffenel.

Auch in den Berichten von Krankenkasser.

finelen sich hin und wieder Zahlen, die nicht

auf die richtigen Vergleichsmassen bezogen

sinel. Z. B. Schwangerschaftsfälle je 100 Mit¬

glieeler, obwohl (ohne die Familienwochenhilfe)

nur die weiblichen in Frage kommen.

Bei allen Statistiken ist deshalb strengstens

darauf zu achten» elaß sie so genau wie mög¬

lich aufgenommen werden. Nur wenn sie

wissenschaftlich einwandfrei und einheitlich

aufgestellt Werden, elann sinel auch sie ein

wichtiges Mittel zur Rationalisierung unel besten

1 hirchtührung der Krankenversicherung.

Zur Entschädigungspflicht der Unfallneurose
Regierungsobersekretär W. Heun, Magdeburg

Man begegnet sehr häufig Menschen, die, ohne

gentlich krank zu sein, an gewissen nervösen

Störungen leielen Bin anatomisch abweichender

Befund de-s Nervensystems ist nicht festzu-

stellen, und doch kann man nicht bestreiten,

«laß etwas nicht in Ordnung ist. Einen solchen

Zustand — also nervös Beschwerden ohne

krankhaften Befund bezeichnet man fach-

wissegeschäftlich als Neuro* Tritt sie im An¬

schluß an einen Unfall auf, so hat man elie

Unlallnc uiose, teilweise auch Unfallhystei ie

genannt, ein dem Praktiker dar Unfallversiche

rung sehr gelautiger Begriff.

Die Anschauungen über die Entschädigungs-

l»ilicht eler Unfallneurose haben sich im Laufe

der Zeit sehr gewandelt. Wiederum hat sich

e \>»rtschreitende wissenschaftliche Erkennt«

rungunsten der wirtschaftlich Schwachen

susgewirkt eine- Peststellung, ehr keinen

Zweifel an eler Zuverlässigkeit unel Objektivität
dei ärztlichen Forschung enthalten soll.

Besonders eine Entscheidung des Reichsver«

sicherungsamtes ist in sehi gründlicher
Weise Qber dk Unfallneurose aufklärt: dii

grundsätzliche Ents« heidung 3238 (Amtliche
N ichten dk Reichst ei sie herungsamt

Jahrgang 1926 S«ätc 4S<) tt.) Diesei Entschei¬

dung ist /u entnehmen, daß die medizinische

Wissens* haft ursprünglich annahm, es handle

sich bei der sogenannten traumatis n Neu¬

rose um eine echte Krankheit im medizinisch-

biologischen Sinne, für die eine bestimmt'

Gruppe von äußeren Merkmalen bezeichnend

und beweisend sei. Die äußerlich nachweis

baren Störungen seien nur der objektiv zu kon¬

statierende Ausdruck eines tieferen Leidens

das das gesamte Nervensystem und auch «lie

( lemüts- und Intellegenzsphäre beeinträchtig«

Im Laufe der Jahre» hat diese Auffassung mehi

und mehr Gegner gefunden, bis sich die Mehr¬

zahl eler ärztlichen Autoritäten schließlich aul

deen entgegengesetzten Standpunkt stellte. Di«

neue Ansicht der ärztlichen Wissenschaft

kommt zum Ausdruck Itl einer im Jahre IW

erschienenen Abhandlung von Professor Stie

über ,,Die sogenannten Unfallneurosen" inv

in den im selben Jahre» erschienenen Referate •

der Direktoren eler Psychiatrischen und Nei

venklinik sowie» eler Listen medizinischen Klinik

efer Universität Berlin, Prof. Dr. Bon

hoefTer und Prof« Dr. His „Beurteilung

Begutachtung und Rechtsprechung bei der

sogenannten Unfallneurosen"« Der Inhalt dies.

aen Lehre ergibt sich aus folgenden, voi

Prof. S t i c» r ausgearbeiteten Leitsätzen:

1. Auffälliges Wihalten unel subjektive KI i|

übei nen Beschwerden, che zeitlich n

Unfällen einsetzen (sogenannte Unfalbreuro je)

sind, ebenso wie- be»i den nannten Haft

Kriegs- und Rentenn«eurosen9 nicht Ausdra
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durch den Unfall bedingter Krankheiten im

gewöhnlichen Sinne ch Wortes, sondern

psychologisch verständliche Reaktionen, in

erster Linie auf ehe Tatsache eler Versicheiung
und das Entschädigungsvertnhren als solch*
Ihre Darstell ungsfom» hysterisches Ver¬

halten, depressive, wehleidige Stimmung, Reiz¬

barkeit, Pseudodemenz usw. - wird durch die»

Eigenart der seelischen Struktur der betroffenen

Persönlichkeit bestimmt.

2. Die» sogenannten Unfallneurosen unterschei¬
den sich dadurch prinzipiell von den «endogenen,
Schicksal maß ig verlaufenden, wenig beeinfluß¬
baren reinen (jeisteskrankheiten (Schizophrenie
bzw. Dementia praecox, manisch-depiessives
Irresein, Paranoia usw.) unel den gesetzmäßig
v erlaufenden, je nach der (il undursne he beein-
flußbaren exogenen Geisteskrankheiten, elie» im
Grunde nur psychische Begleiterscheinungen
von Hirnkrankheiten sind (traumatische, senile,
toxische und infektiöse Psychosen, wie» Alkoho¬

lismus, Morphinismus, Urämie, Paralyse u. a.).

i. Die» traumatischen Schädigungen des Ge¬

hirns nach schwerer HirnerschQtterung kling
grundsätzlich allmählich, die klinisch fafib u

Polgen eier Schreckwirkung, für elie ein v. \t~

licher ursächlicher Zusammenhang mit dein

Unfall bei Ausdehnung des Unfallbegriffs an-

genommen werden kann, klingen grundsätzlich
sehr rasch ab Beide überlagern sich lacht
und we»rde»n leicht abg*e]öst durch nur psycho¬
logisch verständliche Wunschreaktionen. 1 Ke

Unterscheidung zwischen klinisch faßbaren

Krankheitserscheinungen und den psychologi¬
schen Reaktionen eler sogenannten Unfallneu-

rosen ist In beiden Fällen oft schwer und ifmß

besonelers eitahrenen, psychiatrisch durchgebil¬
deten Sachverständigen vorbehalten bleiben.

4. Die Erkenntnis, dafi es sich l>e»i den so¬

genanntem Unlallnem osen nicht um echte

Krankheitserscheinungen handelt, elie als Unfall¬

folge angesproc hen werde n keinnen, sondern

um nur psychologisch verständliche Reaktionen,
ist elas Ergebnis gradlinig fortschreitender
wissenschaftlicher Forschungen, elie den I>e-

grifl der körperlichen unel seelischen Konsti¬
tution vertieft unel den alten Krankheitsbegriff
der Hysterie beseitigt haben; sie ist elurch das

Massenexperiment des Weltkriegs noch in
besonderem Mafi bestätigt unel gesichert
worden.

5. Die* sogenannten Unfallneurosen verlaufen

weder schi«cksalmä£ig noch gesetzmäßig; sie
sind niemals in Intensität oder Erscheinungs¬
form adäquat eler Schwe e und Art des als

Ursache bezeichneten Unfalls; sie sinel nicht

durch Arzneien, elektrische, diätetische oder

überhaupt ärztliche Mitted, wohl abei elurch

lediglich psychisch wirkende Mittel, wie» Hyp¬
nose, Geldzahlung, Prozeßführung und fihn-
liches, beeinflußbar, Eigentümlichkeiten, dir sie
grundsätzlich von jeder klinisch laßbaren

Krankheit unterscheide»!»., aber volle Erkläi ung
finden durch die» Annahme, daß sie eben

wunschbedingte Reaktionen sind. Die» gleit he

Folgerung muß aus der Tatsache gezogen wer¬

den, daß sie» durcii endgültige] Erfüllung les

zugrundeliegendem Wunsch« (Kri«Bgsende,
lebenslängliche Rente, einmalige Geldabfindung)
ebenso sieher günstig beeinflußt bzw. beseitigt
werden wie» nach letztinstanzlicher Gericht

entscheidung durch endgültige' Ablehnung des

Wunsche

ö. Gesichert wirel diese Auffassung weiter da¬

durch, elaß wir entsprechende Bilder bei Nicht-
versicherten oder solchen, die kein Interesse

daran haben, für krank egehalten zu werde n,

praktisch niemals Ken, daß also Kriegs«
gefangene, Kinder, Studenten nach Mensuren,
Sportsleute odei Haustrauen frei von diesen
Zustandsbihlern sinel. während alle an ihrer

wirtschaftlichen Lebenssicherung besondci s

Interessierten, wie ältere Leul berufstätige
Frauen, konstitutionell Nervöse besonders

häufig diese Bilder zeigen.
7. Die» körperliche oder geistige Fähigkeit, ver¬

wertbare Arbeit zu leisten, also die Erwerbs¬

fähigkeit, ist bei den sogenannten Unfallneu-

rotikern, wenn nicht sonst eim» Krankheit vor¬

liegt, nicht eingeschränkt oder gar aufgehob ?nj
sie ist vielmehr elurch die Vorstellung, arbeits¬

unfähig zu sein und auf Entschädigung An¬

spruch zu haben, mit dem daraus resultierenden

Mangel an Antrieb zur Arbeit, nur gehemmt
Da diese» falsche seelische Einstellung, die

elieser Hemmung zugrunde liegt, nicht durch
den Unfall wesentlich bedingt ist, so kommt
die Annahme \ on Erwerbsunfähigkeit oder

Erwerbsbeschränkung elurch Unfallfolge lür die

sogenannte traumatisch' Neurose nicht In

Betracht, und zwar auch dann nicht, wenn dei
Zustand jahrelang fortbesteht
S. Die Ursachen fflr «lie Entstehung der so¬

genannten Unfallneurose liegen in unseren

Gesetzen, in der Art ihrei Handhabung und

Auslegung, in der oft nicht fehlerfreien Art
der ärztlichen Begutachtung und in den sehr

erheblichen materiellen und sonstigen Vorteilen

begründet, elie denjenigen erwachsen, bei

denen elas Vorli«sgen einer Unfallneurose an¬

erkannt wird.

Der in diesen Leitsätzen zum Auselruck kom-

menelen Ansicht hat sich das Reic hs\ ersiehe-

rungsamt in eler bereits angeführten grund¬
sätzlichen Entscheidung ingeschlossen, und

zwar deshalb, weil eliese Leitsätze elie Ansicht

der maßgebliche fachwissenschaftlichen Kreise»

wiedergeben unel weil ->ie» nach Ansicht d«es

Reichsversicherungsamte übei zeugend be¬

grün« Iet und ein ich reichen El fahl ungsstot!

wirksam beh»«gt sind.

Nun begegnet man in Kreise»n eler Unfallver-

h»tzten immer wieeder eler Ansicht, daß sie in

diesen Zustand der Neurose nicht verfallen

waren, wäie» de»r Unfall nicht gewesen: folglich
bestehe ein ursächlicher Zusammenhang nut

dem Unfall und die Entschädigungspflicht e*i

gegeben. (Die äußeren Erscheinungen eler Un-

fallneurOSe können, je» nach dei Konstitution

des Betroffenen, bisweifen durchaus schw >re

Formen annehmen; so glaubt der Neuroner

oft, e»r könne» ein Glied nicht bewe»gen oder s ei

am ganzen Körper gelähmt Er ist von der

I'atsächlichkeit di«eser Erkrankung lest über¬

zeugt und je schwerer die Hrscheinunegen sind,

desto mehr glaubt e*i sich berechtigt, Ent¬

schädigungsforderungen zu Stellen.) Mit die¬

sem Einwand se-tzr sich das Reichsversi«ch«e-

ingsamt wie folgt auseinander:
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lussrtzung i Entschä«digung aus der

Unfallversicherung ist nicht nur elas Vorliegen
lens Beschränkung eler Erwerbs-

fähigkeit sondern det Schaden muß »uch

«Iure die Körp«erverletzun entstanden in

($j o RV< I | Pdf «len hiernach erforder¬

lichen ui sächlichen Zusammenhang hat aber

«las Reie hs\ • h»i ungsamt stets e-ine» Wesent¬

liche Mitwirkung des Unfalles zu dem ein¬

getretenen Erfolg i ei langt (Rekursentschei¬
dung 258 Amtliche- Nachlichten eles RVA.

>\2 S. 930.) Ein solchei Zusammenhang ist

r in den Fällen, in denen eine Unfallneu¬

rose im Sinne dei erwähnten Leitsätze vorliegt,
nicht gegebei Hier beruht elie Beschränkung

«ler Erwerbsfähigkeit lediglich auf Vorstel-

hmgen und Wünschen eier Versicherten, nicat

ber auf raedizinisc h-biologisc hc»n Wirkungen
ehs Unfalls («oder des Unfallerlebnisses) auf

seinen köi perlichen oder seelischen Zustan 1.

Allerclings wird in elen meisten derartigen
Fällen ehe Behauptung aufgestellt, de Ver-

suheate wäre, wenn er den angese imldigten

Unfall nicht erlitten hatte», in den Zustand,

untei dem er leidet, zum min«desten nicht

gerade zu diesei Zeh verfallen. Dieses Um¬

stand allein genügt aber nicht, um einen wesent¬

lichen Zusammenhang zwischen dem Unfall

und «ler behaupteten Schädigung herzustellen

I)ie beststellung, daß ein Ereignis ohne ein

anderes vorangegengeenes Ereignis nicht ein¬

getreten sein würde, ist allerdings «lie» unbe¬

dingte Voraussetzung für eii«» Bejahung eines

urs.ie blichen Zusammenhangs. Sie ist aber

nicht «li« einzi: Voraussetzung, wenigstens

nie ht für «lie» Feststellung eines ui saehlh u»n

Zusammenhangs Im rechtlfchen Sinne. Wie

eins Reh hs\ v i sie herungsamt schon in der er*

ihnt«n grundsätzlichen Entscheidung 2535

lUSgeführt hat, kann nicht jeder Umstand, dei

irgendwie zum Erfolge beigetragen hat, ils

lechtlich beachtlh he» Milan sae h angesehen
wer«den; Voraussetzung ist vielmehr, dafi n

/um Erfolge auch wesentlich mitgewirkt
hat. Davon kann aber in «len Fallen der Unfall-

neurose nicht ehe Re<le sein. Der Unfall ist hiei

lediglich dei äufiere Anlaß für den V«er-

sierherten, sich mit dein Ge«danken an Ent-

schä«digung usw. su beschäftigen Durch iie»

von mehi «»der min«lei bewußten Wünschen

hegleitete Beschäm i mit d«erartigen Vor¬

stellungen wird auch die Vorstellung, durch

len Unfall geschädigt zu sein, immer ne-hr

in «lern Versi«ch«erten befestigt. Die Er-

o ung hat aber gelehrt, dafi in elen

Fällen, in denen eii Ents«chä«digunn oder

»nstige Wimscherfüllung nicht in Fi

'ii.mt, ein Untall nicht imstande ist, derartige
hädliche Dauerwirkungen heervorzurufen,

sie bei entschädigungsber«e«chtigt« n Neurotik

\«u! n. Daraus « rgibt sich, «hiß nicht e i n

»ndetn dir wesentliche, je dic allein m

he Ursiche de .Schädigung in der l»t-

•i intlic hen Entschä ligungs-

.tigung un«! in de Fügung mit der¬

artigen wunschbei ten Gedanken hegt. \\

r Uni .11 eine aw h nur ir dwie mitwirken i

Ursache, so mubte ei bei demselben Versicher¬

dieselben Folgen zeitig«*!*, auch wenn ei

den Unfall untei Umständen erlitte, die

1 ntschädigungsberechtigui dei

\\'a lulle, g) au ise I / B. im Rahmen

mer Häuslichkeit. Ist dies aber im geg<

benen halle nach wissenschaftlicher Erfahrung
U verneinen, so liegt ein wesentlicher Zu-

sammenhang zwischen dem Unfallereignis und

«ier „tr/iumatischen Neuros nicht vor. Eben¬

sowenig kann ein solcher Zusammenhang nach¬

träglich dadurch entstehen, elaß infolge dei

ddreichen Beobachtungen, Verhandlungen,

Schriftsätze, Urteile usw., die das Entschudi-

gungsverfahren mit sich bringt, der Gedanke

m «lie Entschädigung und damit die Vorstel¬

lung eigener Arbeitsunfähigkeit immer wieder

in dem Antragsteller hervorgerufen und b«

festigt wird. Die Unfallentschädigung dieM

dem Ersätze von Schäden, welche der Unfall

verursacht hat, nicht etwa von Schädigungen,
lie» angeblich im Zusammenhang mit dem fcnt-

scha«ligungsv«-rfahren «les Versicherten dabei

entstehen.'

Eine untergeordnete Rolle spielt unter diesen

Umständen die Frage, ob es sich bei cfen Vor¬

stellungen des Verletzten, krank zu sein, um

Vorstellungen bewußter oder unbewußter Natur

hanelelt. Es kommt im Bereich der Unfallver¬

sicherung in erster Linie auf den ursächlichen

Zusammenhang des Zustande! mit dem Unfall

im Sinne einer „wesentlichen Mitwirkung

dieses Unfalls an. Da eine solche „wesentliche

Mitwirkung aber vom Reichsversicherungsamt

grundsätzlich abgelehnt wird, ist es auch un-

erheblich, ob die neurotischen Beschwerden

auf bewußte»n oder unbewußten Vorstellungen

beruhen Anders liegt die Sache bei de»i

Kranken- oder Invalielenvcrsicherung, wo nicht

in erster Linie danach «gefragt wird, welche»

Ursachen liegen dem krankhaften Zustand zu¬

grunde, sondern danach, liegt faktisch Arbeits¬

unfähigkeit exler Invalidität vor. Von Inter¬

esse ist hierbei, weis das Reichsversicherungs¬

amt an anderer Stelle ausführt;

„Ist sich eler Vei-sicherte bewußt, elaß seiae

Krankhe»itsdarstellung lediglich in seinen ^'ün-

hen und Vorstellungen ihren Grund hat, so

wird man allerdings nicht von einem Mangel

m Arbeitsfähigkeit, sondern an Arbeitswillen

sprechen müssen. Ist dies aber dem Ver¬

sicherten nicht hinreichend bewußt, glaubt er

vielme»hr selbst ernsthaft, elaß ei arbeitsunfähig

sei, z. \\. ein Glied nicht bewegen könne, so

liegt zwai aue li in solchen Fällen elt»r Cirun«!

im diese Erscheinung in seinem Willen, aber

nicht in Seinem bewußten Willen. Man kann

«lann «lavon sprechen, dafi dir Arbeitsfähigkeit

»gehemmt* sei, wk es Prot. Stier in «lern

ob«en eiwähnten Leitsat/ Nr. 7 tut; eine solche

Hemmung der Arbeitsfähigk«eit ist aber im

htlichen s SOhu ( s besteht, eh

Arbeitsunfähigkeit gleichzustellen."

De i an Neuro Leidend) kann also bei

schweren Erscheinung«en wie man • bei

konstitutionell dafür empfänglichen M«ensch«en

nicht selten trifft — die Krankenvei sich«

in Ansprach nehmen. Zur Invalklisierung wird

eine Neui — auch in schwerer Form

rächt ausreichen, ^«i denn in Verbindung

mit an«ha en Erkrankungen.
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Tagesleistung des Klinikzahntechnikers.

Die Frage nach der Rentabilität der Zahn¬

kliniken schließt auch elie Forschung nach der
durchschnittlichen Tagesleistung ein«es Tech¬

nikers in sich ein. In dieser Zeitschrift ist schon

öfters auf die Eigenarten des zahntechnischen

Berufes hingewi«esen worden Es soll jetzt

hauptsächlich festgestellt wer«len, ob die Lei¬

stungen eines Zahntechnikers schematisiert und

dadurch statistisch erfaßt werden können oder

ob bestimmte Umstände dafür sprechen, bei

dieser Arbeit besser von einer statistischen Er¬

hebung abzusehen.

Die Brauchbarkeit einer Erträglichkeits¬
berechnung und einer Statistik ist an sich schon

umstritten. Man sollte sie rur dort zur An¬

wendung bringen, wo sie bestimmt keinen

Schaden anrichten kann.

Nun hat in der ,,Deutsche n Krankenkasse
vom 12. November 1V31 Herr Chefzahnarzt

Dr. Hensel (Halberstadt) in seinem Aufsatz:
„Ueber Zahnersatzleistungen \ hinsichtlich der

Tagesleistung eines perfekten älteren Zahn¬

technikers eine Berechnung aulgestellt, in der

er die Verarbeitung von 30 bis 35 Zähnen und

einer Krone als durchschnitt angibt. Diese Be¬

rechnung wirel bestimmt nicht willkürlich ge¬

wählt worden sein, es werden ihr Statistiken

zugrunde liegen Es muß uns nun entschieden

interessieren, wie diese Zahlen zustande

kommen unel wofür sie» sprechen.
30 bis 35 Zähne, das sind im günstigsten
Lalle drei Ersatzstücke» mit je 10 bis 12 Zähnen.

Es können aber auch fünf Gebisse» mit je 6 oder
7 Zähnen sein. Im anderen Falle mag es ein

totales oberes und unteres Stück (2Ser) sein,
und eine Zwei- oder siebenzühnige Prothese.
Hierzu kommt noch ehe Arbeit einer Gold¬
krone.

Das alles soll e i n Techniker, bestenfalls mit

einem Lehrling zusammen, dessen Leistungen
re»cht fra«glicher Natur sind uml «lie überhaupt
nicht bewertet werden dürfen, an e inem acht¬

stündigen Arbeitstage» schallen!

Ist das nicht „etwas" zu viel?

Von diese»m e»rrechneten \rbeits«lurchschnitt,
aus dem oft allzu rasch eine Eonh»rung wird,
kann sich auch eler bewanderte Laie keine

rechte» Vorstellung machen. E^ sei mir daher
stattet, in ganz kurzer Torrn dn\ Arbeitsgang

?
• i n e r Prothese, unter Rücksichtnahme ad

eine achtstündige Arbeitszeit, zu erläutern.

Nehmen wir an, der ledtniker erhält um

acht Uhr beide Abdrücke», »inen Abdruck, auf
dem gearbeitet wird und einen, der den Gegen**

fer wiedergibt. Nehmen »vir fernerhin an, er

könne» «lie» Arbeit ohne Unterbrechung durch¬
führen Dic» ungewolltem Lausen, wie sie elurch

> Erhärten des Gipses und durch «las Vul¬

kanisieren sowie» elurch die Arbeit am Patient

entstehen. Fielen also weg.

Di Arbeit wird weiter gefühlt, indem die»

Abdrücke» isoliert und dann mit Modeilgips
lUS \ werden. Nach «lern Erhärten des

Gipses stichelt man den Abdruck ab, um das
Modell zu erhalten. Danach gibt man dem Mo¬

lellsockel eine* angenehme Form und geht zur

Herstellung der Bißplatten über. Dic Platten
sind aus Schellack oder Abdruckmasse und

nehmen schon jetzt eiie Gestalt der künftigen

Kautschukplatte ein. Mit ihnen wird durch Biß¬

wälle am Patienten die Bißprobe ausgeführt.
Nun kommen sie wieder aus elem Sprech¬
zimmer und die Modelle haben jetzt die richtige»
Lage zueinander. In dieser Stellung müssen sie

fixiert werden und kommen deshalb in einen

Artikulator, einen Apparat, der die Kaubewe¬

gungen des Patienten nachahmt. Die Biß¬

platten haben ihren Zweck erfüllt. Sie werden,
nun wertlos geworden, entfernt. An ihre Stelle»

treten Wachsplatten. An diese werden die

Zähne gesetzt. Hierbei geht es meist nicht

ohne Benutzung des Schleifsteines ab, denn die

Kunstzähne werden nicht immer vollständig
ins Wachs gesetzt, sondern auch an den Gips¬
kiefer angestellt oder auf ihn aufgeschliffen.
Wenn die zu ersetzenden Zähne die richtige»
Stellung auf elem Kieferkamm im Verhältnis

zu ihren Nachbarzähnen eingenommen haben,
werden sie an der Platte festgewachst. Dann

folgt eine eingehende Modelliernrbeit, bis die

Prothese aus Wachs zur Einprobe ins Sprech¬
zimmer kommt. Ist die Aufstellung richtig g«e-

sen, dann kann die Arbeit im Laboratorium

bald weitergehen. Das Wachsstück wird wie¬

der auf das Gipsmodell gesetzt und ehe Platte

mit einem. Sauger oder mit Klammern Ver¬

ben. Von den letzteren werden meist dere»n

zwe»i Stück verwendet, die handgeschmied«»t
beigestellt werden.

Jetzt beginnt eler Umwandlungsprozeß, in

dem elie Wachsprothese mit einer Kautschuk-

prothese vertauscht wird. Zu diesem Zweck

wird das Wachsstück in eine Metallkuvette

mittels Gips eingebettet, damit «lie Form des

Gebisses erhalten bleibt. Dann entfernt man

das Wachs durch Ausbrühen mit heißem

Wasser und stopft in den gewonnenen Hohl-

raum fein säuberlich in kleinen Stückchen den

weichen Kautschuk. Nachdem dieser Prozeh

beendet ist, kommt die» ganze Metallform mit¬

samt dem Stück in den Vulkanisierkessel.
Hierdurch wird der Kautschuk gehärtet und ist

«las Stück volle zwei Stunden eler weiteren Be¬

arbeitung entzogen

Wenn nun der Ersatz aus dem Kessel

kommt, ist er längst noch nicht in «lern Zu¬

stande, daß er elem Patienten in den Mund ge¬

setzt wer«den kann. Eine» gründliche Bearbeitung
mit Leih», Stichel unel Schaber, mit Sandpapier
grober und feiner Körnung folgt. Zum Schluß

erhält der Zahnersatz elurch Polieren mittels

Bimsstein und Schlämmkreide» eine der Zun

angenehme Glätte an seiner Oberfläche.

hon an «lieser äußeist knapp gehaltenem
Darstellung kann jed«T erkennen, dafi ung

ihlte Handgriffe nötig sind, um am 1

einen Zahn<ersati anzufertigen, Wenn man

diese Leistung nun verdreifacht und aufierdc

die» Arbeit einer Goldkrone hinzunimmt, dann

scheint elie Aufstellung «1- lag beit eine

/ h I chnikers «loch recht willkürlich getroffen
zu sein. Nun wird man bei <h»r Schihlerung d«BS

Arbeits js lie Zeit«rinteilung vermissen ui

deicht s : „Das kann ja dies viel
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•

in sein, al hier auf d«em Papier
t!'

Den ich e- azuhalten: Di A n -

1 ?• r Z«it oder «Üe- Dau«er i ein¬

zelnen Arbeitsp i nui ihernd fest¬

zulegen, ist vollkommen u n m «. g Meh!

I : in «i« r N ui serei Arbeit, und i

hängt von vielen Zufälligkeiten und Kleini

keiten ab, um sag«en z . können: ..I:ii•. ( ie

mit soundso viel Zähnen ist in soundso viel

Ifi h teilt!' Aber eins wird mir

Lai. / ihnersaU

sl «t in 2 v den und 4m Minuten her-

t werden kann Aul /-it kommt

i< ;_, wenn man «len Fall s«etzt, dafi am

I ( leblSSC zehn Zahnen tig-
I wei len m en. S Stunden durch dr<

n unl 4<i Minuten. Dabei ist elje

( j | \r / aufil r B e ht gelassen.

Sc n die l~atsa«che, dafi die Rationalisierung
und M« in unserem Berufe bisher

t ist spurlos voi ^t, mü6tc nü-

i, dafi unsere latigkeit derart

v ;st und ein llmstellei >n einer Arbeit

ta/ and«eref ein Hineindenken und

Vertiefen in ¦ sp«wiellen Lai! erfordert, von

de keiner dem anderen o it, wie» selten

Bei at. Einei I I _ssui ui

t durch dic St tistik, wenn si- s nn und

/ »1!, wird «hu e!i d . • i nts i« hen

dei L>«»hn vollständig entz< n.

Dabei ^«»11 zugegeben werden, dafi es I«-cii-

nikei die I ingsam arbeiten, wie • eben-

ii«- sehl s< • i beiten könne.

Im Grunde kommen kann sich jedei rech-

nikei den Anforderungen bis zu einem wissen
< ide issen. Aber das spie i sich dann

lei Arbeit widei 1« h bin als junger I««h-

I i iae h einmal in e-in«» Pi i ekommei

in dei der ( h«H ganz enorme Anforderungen
:. ch stellte« I He Ai beit wurde) «Ht,

man ibei nicht danach, wie s is-

• he-n hat. Scheinbai h * lies, was ich an¬

ti . ißt. d in w ii das selts in A >ei

. vs ü nui 12 kurze Zeit in di«psei Stellung,
konnte demna«ch !u «li.- Reklan »nen

erlebt Dafüi h !_>• I St u k«- um¬

arbeiten müssen, «lie- mein V ang«

Die ! w ii pntl issen woi -

de mrc ei zu „langsam* arbeitete and za

Mängeln zui iickkamen.

Mich hat a nicht entlass«en brauchten, ich bin

»n Selbsl ..

Dai I inn man das Urteil dei Patienten übei

ihi ei Ei s u/ nui im i S _ne ? ic Iui.

I >• i P • ient Int nui ein hi an •

a, i «I •< m i,. n.

ker .!. was bc ste n

/ i s ti/ füi Anforde n

zu

M k Proth«*sen at \. Ai-

Bei c kem Stüc I las in

ii u A in. tssui i

,: i Funktion J • n

untei I Inist in en

I Scheine l >
. M a-

Zt t .ü. zu

I >. • |
S tistil 1 alh»s fre

nu lei rt >e\i verhält

kurzei Z«»it (? ;n bis zwei Jahrc»n) zur Um-

beitung der Protk erscheint. Das kommt

er dann nicht mit aut die Statistik, oder wenn

doch, «lann als neue» Arbeit!

Oder man saniert «len Mun«l. Mit /illen Schi¬
lt inen (ohne Matzchen) fertigt man einen hoch¬

künstlerischen Zahnersatz an, der hinsichtlich

seiner Punktion der natürlichen Mahlbewegung
Rechnung- trägt, «lie* noch vorbände -tür-

lichen Zahne schont un«l «lie» «ien Lrsatz tragen¬

den Kiefer gesun«! erhält Dazu braucht mar

Zeit unel auberdem einen Techniker, dem die

Lust zu seinem Berufe noch nicht vergangen

ist. Aber wenn ein derartig hochwertig«es Stück

al efert wird, «lann braucht man keine R<

klamatiom ra fürchten; denn der Patient ist

damit jahrzehntelang, vielleicht sogar bis zu

s« em Lebensende versorgt. Diese Arbeits-

wc ist, wenn auch aul w«ette Sicht, ohne

Zweifel rentabler. Behle For«derungen, erst¬

klassig aueh der autoritativen Kritik stand¬

haltende Arbeit und schnellste Herstellung sinel

unvei einbar

I )e innae h ist «iie LVntabilitatsbeae-c hnung des

Herrn Dr. Hensel, wenigst«ens was «lie» Arbeits

leistui L(hnike»rs betrifft, unzutreffend

Zahntet hnike ; ( iei loai «1 lanze r, Que«ilinburg.

Entartende Gelenkentzündung (Arthritis

deformans) und Unfall.

\i tili itis deformans — entarten«de (leh-nkent-

zündung ist eine Krankheit, von der unheim¬

lich viele M« ns( hm belallen werden. Meist trifft

man sie bei L«euten9 die jahrzehntelang körper¬
lich schwel arbeiteten. Sie ist in der Regel eine

Krankheit «les gesetzteren Alters, find«t sich

w«enn auch seltener, ebenfalls bei jüngeren unel

körperlich weniger schwer arbeitenden Men¬

schen. Sie ist eine wahre Geißel «h-s werktätigei
V«>lk«»s, jeglicher Behandlung unzugänglich

und führt in ihrem Verlauf zu vollständige
schm«erzhaftei Versteifung eh von ihi Im

fallenen Gelenks «»dea der sämtlichen Gelenke

«h-s Körpers, falls sie als Allgemeinerkrankun
mitritt. Nicht einmal ihren Ursprui odei

Ern kennt man; ehe Sachverständigen be-

e hn«en si. ob mit KVc ht, sei dahin¬

gestellt als Abnutzungs- und Alterserschei

nung. Ott schlummert sie gleich einer Hydi
im menschlichen Körper, mai tit keinerlei Ei

Keinungen bis eines Pages ein liaun

(Gewalteinwirkung, Unfall) «las Gelenk trili

und s; zai Auslösuni bringt. Ls ist beii

mens« hlichen Körpei vielfach so wie bei de

Maschine: Solange sie im Gange ist. geht
und kommen verst«eckt vorhandene Fehler nie

zui Auswirkung Steht sir abei einmal infol

nun Eingriffs still, «lann zeig
h «li«- verst«eckt vorh«sndenen Schäden:

werden akut So auch in be • n V

bei dei Arthritis deformans. Wie e»tt

h's in der Praxis, dafi Leute, die ja hnte

lang il Arbeil und schwere Arbeit

ungestört verrichten konnten, nach einem Vi

Itnisinahig igen liaum «las S

wie- sie meintei nur vorübergehend arbe

unt ah ig machen würde, sur \\"i«*«lerautn ala

dei Arbeit dauernd unfähig werd«en. Das v

halt, igige 1 i !i it tan
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steckt vorhandene-s verunstaltende (iel«enk-

l«ei«den „bewui werden lassen — wie es elie»

tchverstän«digen nennen. R enaufnahmen

tun dar, daß es sich um c»in schon altes Leiden

handelt Der Unfall hat nach ärztlichem Gut-

chten nur ein Reizstadium ausgelöst, nach

dessen Abkli Uniallfolgen nicht mehr an¬

erkannt werdeen.

So kommt elab in elen weitaus meisten

Fällen Ents*chädigui ti sprüche d«er Unfallver¬

letzten mit Arthritis deformans abgelehnt wer¬

den. Von den Betroffenen wird das naturg« iß

schwer verstanden; sie ziehen aus der Tatsacl
daß sie vor dem Unfall keinerlei Beschwerden
hatten unei ihre Berufsarbeit \«>ll ausführen

konnten, elab aber n a c h de u Unfall Schmer«

sen un«l Arbeitsunfähigkeit sich einstellten, elen

Schiub, elab lür elen jetzigen Zustand ganz

allein der Unfall verantwortlich zu machten sei.

Man kann das verstehen, es entspricht dem
natürlichen Rechtsgefühl. Denn, mag auch «1

(jeh»nk schon jahrelang von der Krankheit be¬

fallen gew«esen sein, es hat keine* B«eschwerd<en

gemacht und «h-n Erkrankte n in keiner Weil
in seiner Erwerbstätigkeil gehindert. Last durch
«len Unfall wird «las Leiden bewubt, macht Be-

schwerelen, die auch naeh Abklingen d«ßS so"«-

nannten Reizsta«! ins weiter bestehen. Hätte

dei Betroffene den Unlall nicht gehabt, se> hätte

ea aller Voraussie ht nach noch jahrelang seine*

Arbeit vei sehen können« I) Bewufitwerden
«ler Krankheit, ihi Schmerzstadium, ist streng

gmommen Unfallfolge und wäre daher eigent¬
lich auch entschädigungspfl chtig.

Die Ui-talline-di/in hat nicht zu allen Zeiten

nen so s«chroffen Standpunkt eingenommen
wie* he-ui Das geht anschaulich hervor aus

einem Referat, elas Professor Dr. Marcus, Fach¬

arzt füi ( Orthopäd und Unfallheilkunde in

Breslau, aul dem 4. Inter iational<en Kongreß
für Unfallheilkunde und Berufskrankheiten im

September 1925 gehalten hat und in dem er

dem heutigen Standpunkt dei ärztlichen
Wissens* haft zur Frage ..Arthritis defoi in ms

und Unfair man kann wohl sagen autori¬
tativ Ausdruck gibt (veröffentlicht in Band 1('

d«er Entscheidungen und Mitteilungen eh-s

RVA., Seite 417 ff.). Prof. Marcus stellt lest,

dafi «iie» ärztlichen Ai • luungen über «li«- Be

Ziehungen der Ai leformans zum Unfall
einer sehl iindlichen Wandlung untei woi fen

worden sind. Zunächst habe man sieh davon

überzeugt, dafi die Arthrii leformans nicht

nur, wie- bishei genommen, als Allgemein¬
erkrankung auftrete, soi n daß es auch eine
lokale- Arthrii eforn ins getne. also eine aui
ein einzelnes Gele grei zte- Erkrankung, «li«*

mit einei Allgemeinerkrankung nichts zu tun

habe. Weitei sei man von « em Standpunkt, den
die» arztliche Wissenschaft bisher zur Frage d«ps

ui en Zusammenhangs zwischen Arthri¬
tis deformans und Unfall •

*
• ommen habe,

we st ch I •

. ückt. Iii»«: h _bc man dem
Irauini in immei steigendem Maße einen

wichtigen, vielleicht sc elen gewichtigsten
Einfluß <urt I drr Arthritis de-
forn zugese I | I Schwere «les Trau¬
mas habe keine Rolle gespielt, ebensowenig di<
unmittelbare i ittell Verletzung de
ielenks. Das Gelenk brauchte überhaupt nicht

einmal V«on «lern Trauma be»trotlen zu sein. Es

nügte, wenn es die- dem Gelenk benachbarten

leih» betroffen hatte Man war n so weit

gegangen, dafi man — unter dem Gesichts-

punkt «h»r statischen Einheit der Extremität —

eine VerletZUl eles Pufic zur Entstehung
einer Arthritis deformans im Hüftgelenk als

nügend ansah. Auch in bezug auf den

zeitlichen Zusammenhang se*i man bisher sehr

weitherz gewesen. Nach einem leichten

Trauma habe man ein freie s Intc»rvall zwischen

Unfall unel «len ersten Symptomen eler Arthritis

deformans gelten lassen, lieber «lie zeitliche

Begrenzung dieses Intervalls habe man nichts

Bestimmtes | Ls seien Fälle vorgekom¬
men, in denen noch nach einem jahrelangen
freien Intervall dea ursächliche Zusammenhang
mit elem Unfall anerkannt worden sei.

Dieser Standpunkt kann nach Professor Dr.

Marcus nicht mehr aufrechterhalten werelen.

Nach dem h eu 11 g e n wissenschaftlichen

Stand eler Dinge seien, um einen ui hlich«en

Zusammenhang zwisc hen Arthritis defoi mans
und Unfall anerkennen zu können, dreierlei

Vorbedingungen zu erfüllen:

I. Das Trauma mufi eine genügende Intensität

haben.

2. Das Trauma muh iigendeinen Teil dei sta¬

tischen Einheit des von der Erkrankung be¬

fallenen (ielenks getroffen haben. (Zar stati-

se hen Einheit eles Gelenks gehören nicht nui

Knorpel, Gelenkenden der Knochen undBänd«er,
sondern elie* Knochen in ihrer ganzen Aus¬

dehnung uiul vor allen Dingen alle Muskeln,
elie eine Beziehung zur Funktion eles Gelenks

haben.)

3. Die Arthritis deformans muh sieh unmittel-

i an das Trauma anschließen, zwar nicht so,

«Iah vom ersten Tag«* ab «lie typischen Erschei-

l der Arthritis ausgesprochen ela sind,
sondern in dem Sinne, dafi diese Erscheinungen
mehi oder Weniger ausgesprochen ela sein

müssen, sobald «lie zunächst im Vordergrund
stehenelen unmittelbaren Vei letzungsfolgen ge-

schwui sind und ehr verletzte Extremität

wieder gebraucht wird. Selbstverständlich mufi

es sich dabei um «iie» bc b innenden Er¬

scheinungen einer Arthritis deformans handeln.

Protessar Marcus begrenzt das Intervall, «his

zw '-n «hr Wiederingebrauchnahme des Ge¬

lenks und dem Aul en der Arthritis liegt,
aul nicht weniger als ein bis zwei Wochen und

nicht mehr als s e h.s bis acht Wochen. Im

ersteren Lalle» hat ehe Erkrankung vorbei be¬

standen und ist «lurch «len Unfall lediglich ver-

schlimmc
_

worden. Im letzteren Fall handelt

rs i i um ein«* unabhängig vom Untall ent-

st Vrthritis defoi man!

n wir in dei I it, dah die ärztliche

Wv halt ihre Anschauungen übei <\ie I

hungen zwischen Arthritis deformans und

U. i ill sehr geändert h. ?. Ob die heutige An-

efinitiv ist, steht dahin. Solange nie Ul¬

la- der Arthrii • I ans nicht geklärt ist

«- I) igne ise alters- und Vei -

r 'it bestehen begründete Zwei¬

dürfte auch «li«* Stellungnahme in dei

I . ursächl n Zusammenhangs zwi¬

schen Unfall »n \ is deformans nicht

endgültig sein. Bis aul weiteres gut sie
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a sich ehis Reichsversi«cherungsamt als h«öchste

Spruchini der Sozialversicherung in zahl-

r. | tscheidui eliesen Standpunkt zu

gemacht hat Von den Betroffenen wird

* if immer wie n angekämpft, abc

bishei h erfolglos, h I lehn Denn

wenn auch \«uu a r z t 1 i c h Standpunkt aus

«lie Ablehnung eines vom Untall herrührenden

Poigezustan«des za begründ«sn sein mag
— vom

i ech 11 ich en Standpunkt ersi heint es elann

w/is gewaltsam, w«enn dei schon rwähnte

Fall eintritt, daß der Vei letzte» voi «iem Unfall

iiMchwcisbai keinerlei Erscheinung der ver¬

steckt voi handelten 1:krankung hatte aber

Hl«j h dem Unfall, auch nae \bklingen des

innten Reizstadiums, untei dauernden

Beschwerden leide t unel infolge) ständiger»
Krankseins sein« Arbeitsstelle verliert.

Man möchte auch vom sozialen Gesichtspunkt
mus wünsr hen, dafi eh#- Stellungnahme eh-s

Reichsversicheruni i.t«s zur Frage „Arthritis
deformans und Unfall'4 keine endgültige ist. Die

rechtliche Möglichkeit zu einer Aetulerung ist

gegeben, denn e-in in der Praxis «ler Sozial¬

versicherung <üt betonter Grun«dsatz lautet: Die»

Spi ue hinstanze-n haben nach freier Beweis-

wurdigung zu entscheiden unei sinel insbeson¬

dere an ärztliche Gutachten unel ehe in ihnen

niedergelegt» Ans. hauungen nicht ge
bunden.

Und vielleicht ändert sich iuch die« ärzt-

licl Anschauui noch inmal dann

ludfentlich zugunsten «ha Verletzten.

Regie iungsobeisekietär W. Ih-un, Mag«deburg«

Rheinisch-Westfälische Textil-

berufsgenossenschaft.

Bei «hr Berufsgenosscns«chaft wann 2613 Be¬

triebe mit e-me-r Arbeiterzahl von 187095 im

Jahre 1930 v«ersi«rhert Die Zahl eh-r Betriebe-

ist um BO und «iie- eh-r VeTSMht 11« n um 19782

zui ue kgegangen. Lür das Jahi 1930 wurden an

Lohnen und Gehältern 349882471 RM.
«•wiest ri, gegenüber elem Vorjahre 41296287

Reichsmark wenig«

Es g«-Iai.Men 3667 Unfälle und 20 Berufskrank-
heitc»n zur Anmeldung. Von den gemeldeten
Unfällen ereigneten sich 4oS suf dem Wege
ron und zui Arbeitsstätte. Gegen de Vor-

j/ihr ist «lie- Zahl «h-r ge»inehletei. Unfälle um

1143, du- Zahl dei Weg«eunfälle um 255 zu-

i ae.kgegangen Erstmalig entschädigungspflich¬
tig wurden wahrend des Jahr«es 1930 368 Unfälle
und 2 Berufskrankheiten, davon Ls Unfälle mit

todüc hen. Ausgang. Von «h-n erstmalig ent-

h/nligt. n Unlallen ereigneten sich 68 aul dem

^ i und sur Arbeitsstätte. Aufierdem
wurden aus den Vorjahren 3020 Unfälle über¬

nommen, so daß «iie- Gesamtzahl dei entschädig¬

ungspflichtigen Unfälle 3410 betnij Kn Un¬

fallentschädigungen wurden im Jahre 1930 ins¬

gesamt 1 106 305,07 RM gezahlt, gegen
I 300671,90 RM. im Vorjahre, demnach wenigei
94 166,81 RM. Die Ermäßigung ist vornehm¬

lich aul die Verringerung dei R«enten tur Ver-

lel und die geringere Zahl von R«entennbfin-
«h u zurückzuführen. Im Jahre l(*iO wurd«en
1104 Rentenbese erteilt. Berufung wurde

gegen i. Bescheide bei den Oberversiche¬

rungsärntern eingelegt.- Gegen die Entscheielung
eh ( )\hi vi rsic herungsamt« s wurden beim

Reichste rsic herungsamt 25 Rekurse anhängig
gemacht
Auf die im Frühjahr 1°30 festgesetzte Urnla^»»
füi 1929 von insgesamt 1732 505,78 RM. gin¬

gen 1704 268 RM. ein. Uneinziehbar blieben

schließlich 4861,04 RM.

Auf Grunel der eingereichten Lohnnachweisun¬

gen für 1930 wurden 1173 168 231 Beitrags
inhetten ermittelt, gegen 1344 063 369 für

1929, demnach 171 795 138 weniger. Der Beitrag
für jede Einheit, der sogenannte Beitragssat
stellte sich auf 0,0012 609 896 RM., gegen

0,0012881435 RM. für 1929, so daß sich an¬

statt einer Steigerung des Beitragssatzes noch

eine- Ermäßigung von stark 2 v. H. ergab.

Nae h elen Prüfungsniederschriften schließt die»

Rechnung eler Berufsgenossenschaft tür das

Jahr 1929 ohne Rüe klage mit einem Bestände

von 2 418 431,07 RM. ab.

Allgemeine Ortskrankenkasse für den

Stadtbezirk Köln.

Du- Mitgliederzahl betrug 1930 141393;

Rückgang 2,73 v. H. Die versicherten Arbeit

losen mit 27900 am Jahresende haben sich um

33r5 v. H. vermehrt; ein Fünftel ehs gesamten
Mitgliederbestandes ist arbeitslos.

I Ke 0 r b e i t s u n f ä h i g Kranke n belietei

sich aul 02 894. Gegen «las Vorjahr siiul sie

um 31,7 v. IL zurückgegangen, dagegen fielen

<!ie* Krankheitstage* nur um 17,9 v. H., so elaß aut

einen Krankheitshill 28,9 Tage kamen (1929:
24,1 Tage). De»r Krankenstanel war 3,27 v. IL

gegen 3,82 v. IL im Vorjahr. An Beitrügen

sinel insgesamt 14,S Millionen Reichsmark ein¬

zöge-:. wor«den; darunter befanden sich rund

43000 RM. sn Kr«snk«enscheingebühren Am

3. November 1930 sinel ehe Beiträge auf 6,6 v. H.

ges«enkt worden.

Die Kasse leitete- in 2707 Fällen 1 ieilve»rfahrei

tur I:i wnchsene ein; 2933 Kinder eler Mitgliedei

Wurden in Bäder unei Heilstätten verschickt mit

einer Kurdaiier von 43,6 Tagen und einem Aut¬

wand von 230(MK) RM Ins neue Geschäftsjahi
wurde ein Kassenbestand von 894000 RM

übt i i.oiumen. Das Gesa m t V e r mögen b«

lief sie h aul 4,92 Millionen Reichsmark; in eh

Rucklage» befanden sich 532 (HM) RM.

Eine Internationale Arbeitsgemeinschaft
der landwirtschaftlichen Krankenver¬

sicherung

ist in Verhamllungen am 28. unei 29. Septembei
1931 in Karlsbad g«pgründet worden. Die Ai

beitsgemeins«chafl will nach ihren El klärungc»!
elie» Belange» der Aibn. und dea Arl>g. in dei

1 amiwirtschaltlie hen KV. foidern. Im Lräsieliui

und Vorstand sinel die Führei eler landwirt

schaftlichen Sonderkassen aus Oesterrei«ch, au

dei tsch« i hoslowakisch«en Republik und aus

Deutschland vertreten. Präsident der Verein:

gung ist der Vorsitzende «h-s R«ei«chsverban«d«es

dei deutse hen Lan«lkke-n., Rittergutsbesitzei
L i ei her r von Ascheberg. Das G«enei

Sekretariat ist beim Reichsveroand ehr d«eui

sehen Landkken. in Perleben
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ANGESTELLTE UND BEAMTE

Zählgelder.

Das Bayerische Oberversicherung samt Speyer
hat in einer Entschließung vom 16. Juni 1031

(Nr. 165 1931) nach Anhörung- des Pfälzischen

Krankenkassenverbandes für elie Allgemeinen

'rts-, Land- und Innungskrankenkassen die

Gewahrung folgender Zählgelder als angemessen

unel genehmigungsfähig erachtet:

Bei einem Barumsatz bis 500 000 RM. jährlich
60 RM., bis 1000000 RM. jährlich 120 RM.,

•her 1000 000 RM. jahrlich ISO RM.

Zum Tarifrecht der Kassenangestellten.

Die Klaffe stützt sich auf den Tarifvertrag (TV.)
vom 28. März 1928 (abgeschlossen zwischen

«lem HdK. und elem ZdA.). Die Frage, ob aus

«lern TV. gegen einzelne Mitglieder des Arbg.-
Verbandes geklagt irerden kann, ist zu be

jähen. Beide, sowohl der Arbg.- wie der Arbn.-

Verbanel, haben eien TV. nicht nur für sich,

sondern auch für ihre Mitglieder abgeschlossen.
Sie haben gewissermaßen i ls Vertreter ihrer

Mitglieder gehandelt, daraus folgt, daß auch

«lie Gegenpartei ge °»n ein/« Ine Mitglieeler des

Arbg.-Verbaneles klagen lann. Eine Klage

fegen den Arbg.-Verband allein wäre praktisch
ein Schlag ins Wassei; denn der Arbg.-Vea-
band hat keme Machtmittel, seine» einzelnen

Mitglieeler zur Befolgung des TV. anzuhalten.

Das einzig Mögliche wäre, eine Ausschließung
eles widerspenstigen Mit«^lie«les. Damit ist dem

Arbn. nicht geholfen. Der klagende Verband

mub sich elaher schon aus rein praktischem
Gründen sn ehe» einzelnen Arbg. halten, und er

ist da/u auch lechtlich in der Lage, ela der

Verti-ag sowohl für den VdK. als auch tiir

dessen Mitglieder geschlossen ist.

Sachlich ist Voraussetzung dei Klage die

Frage, ob bei eler beklagten Kasse ein Posten

vorI.an«ha\ ist, eler unter Gruppe A4 eles TV.

fällt. Nach dem Gutachten des Sachveastän-

digen ist dies zu bejahen. Der in Frage»

kommende Posten, der zur Zcät von elem An¬

gestellten F. versehen wird, hat u. a. wahr¬

zunehmen:

1. Die Vertretung des Geschäftsführers bc

lesseai Abwesenheit;

2. di«' Hauptkassiererg«eschäfte
i. die Abr«echnungen mit anderen Behörden

und che Wahrnehmung von Ersatzansprüchen
ggenüber änderten Kassen, ferner die Uebei

wachung des Mahn- un I Einztehungsver
fahre ns.

Sämtliche* solch« Ai beiten gehören zweifellos

i eleu schwierigeren Büroarbeiten. Personen,
lie» schwierigeren Bürodienst wahrzunehmen

hen, sind aber nach dem IV. nach

ruppe A4 EU besohlen. Die Beklagte» gehört
•in tai ifschließende Arbg.-Verband an. Si

m[\ dahei eb«enfalls schwierigere Büroarbeitc

»ach Gruppe A4 besolden. Dean Steht ihi

Henstordnung (IM>.) in. Wege. Sie ist ver¬

pflichtet, ihr«* I)( ), «hin I\. ui/upassen, eienn

>i«> mufi «iieseiv innehalten. Den h war sie

nzuhalten, «lie von elem klagenden Verbände

geforderte Aenderung ihrer DO. dem OVA.

zur Genehmigung einzureichen. Es recht¬

fertigt sich daher die Verurteilung nach dem

Klageantrag*
(Entscheidung des Arbeitsgerichts Neu¬

ruppin vom 2. November 1931 — 6 A. C. 49230.)

Anmerkung der Schriftleitung:

Das Reichsarbeitsgericht hat in seinen Ent¬

scheidungen wiederholt anerkannt, daß das

Tarifrecht auch für die Kk.-Angestellten gilt.
Darüber besteht heute kaum noch Streit. Leb¬

haft umstritten ist dagegen die Frage, mit

welchem prozessualen Mittel eine Kk. ge¬

zwungen werden kann, den TV. für ihre dienst-

ordnungsmäßigen Angestellten durchzuführen

Die Klage eines einzelnen Angestellten aul

Zahlung des Tarifgehaltes ist in den Fällen

nicht möglich, in denen eine dem TV. ent¬

gegenstehende DO. vorhanden ist. Es ist hier

zunächst notwendicr. die Kasse zu zwingen, die

DO. dem TV. anzupassen. Das Arbeitsgericht

Neuruppin hat einen gangbaren Weg gezeigt.

In diesem Falle hatte der ZdA. die Kasse aui

Feststellung verklagt, daß sie verpflichtet ist,

eine tarifgemäße DO.-Aenderung vorzuneh¬

men. Die Kasse wurde verurteilt. Die Ent •

scheidung des Arbeitsgerichts ist zutreffend.

Die Erlangung der Ruhegehaltsberechti¬

gung bei den Berufsgenossenschafts«

Angestellten.
Nach der Bestimmung VIII des Uebereinkom¬

mens vom 27. Dezember 1023 (in Kraft ge¬

treten am 1. Januar 1924) beginnt die ständige

Anstellung frühestens mit dem vollendeten 23.

und die Ruhegehultsberecht igung frühestens

mit dem 33. Lebensjahr, während nach dei

alten Bestimmun«4 «ler früheren Ued)ekreinkom-

men die ständige Anstellung mit dem 21. und

die Ruhegehaltsbe•rechtigung mit elem31.Lebens¬

jahr erworben wurde«

Es bestanden Zweifel darüber, ob ein An¬

gestellter, eler bereits vor dem 1. Januar 1024

vertraglich angestellt war, das 31. Lebensjahr
aber ersi nach dem 1. Januar 1924 (dem In¬

krafttreten eler neuen Bestimmung) erreicht

hatte
,

«lie» Ruhegehultsberecht igung nicht erst

mit dem 33., sondern bereits mit dem

31. Lebensjahr erworben hat.

IKe n«eue Bestimmung ehs Uebereinkomm«ens

vom 27. Dezember 1023 ist bekanntlich nicht

genau elem Wortlaute nach, aber sinngemafi
in elie am 1. Oktober 1927 in Kraft getretene

DO. (§$ 13 und 14) übergegangen. Das RVA.

hatte sich in seiner Entscheidung vom 21. De

zember 1028 I 28 111 BS 28 auf «len fiir die

Angestellten ungünstigen Standpunkt gestellt,
dai nach § 13 Abs. 1 dei DO. die Voltendung

«Ies 33. Lebensjahr« eine Voraussetzung tüi

die In langung eh i Ruhegehaltsberechtigung

sti, die erfüllt sein müsse; denn in eler Be

weisaufnahme wäre nicht festgestellt worden.

«lab elie Vertragsparteien bea eha^ Verhandlun¬

gen sich dahingehend verständigt hatten, «Iah

«ha- Abs. 3 dei Nr. VIII «les Uebereinkommens

von «hau ^ 14 Abs. 2 der DO. mit umfaßt

würde, noch st eii Uebereinstimmung
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swischen den Vertragsparteien darübei fest«

gestellt, dafi dei $ 14 Abs 2 eine Eiiuchreän*

kung t nübei dei iro | l * Abs. 1 aufgestellt"
len Voraussetzung de Vollendung de

33, Leb aes bedeute. Dahei sei «lie strittige

Frage zu vc i n eint

DasOl Lsgericht (OSchG.) dafr .
hatte

inen frül .

Streitfall dahin entschieden, «lab

• inem Angestellten in einem solchen Falle- die

Ruh«egehaltsberee htigung bereits seit «ler Voll-

l«endung seines 31. Lebensjahres zukomme. Die

ergebe si«ch swai nicht aus «hau Wortlaut, wohl

al aus dem inne d«es Absatzes von

Ziflei V11I des Uebereinkommens vom 21. De-

/«aab« i 1023. I) Bestimmung s«»ll nach dei

Absaht, die beide rarifparteien bei Abschlub

«ies Uebereinkommens i\ Hos haben darin

ausdrüe ken wollen, besten, dafi denjenigen

Angestellten die nach ihren Ansteüungs*«

vertrügen «lie Ruhegehaltsberechtigung schon

voi Erfüllung d«es 33. Lebensjahres erlangten,
duich «las Uebereinkommen vom 27. Dezembei

1023 und insbesondere den Abs. 1 der Ziff. V1I1

kcane Verschlechterung ihrei Rechtslage er¬

fahren s«>ilt«!, (OSchG vom 14. Dezembei 1026

Bes«chw. L. 1*88) An dieser Auffassung hal das

OSchG auch in seinei späteren Entscheidung

vom 27. Oktobei 1020 Beschw. L 500

! estgehalten. Dei Arbeitgeberverband
Deutsch*! Bei ufsgenossenschaften hat die tüi

die* Angestellten ungünstige Entscheidung «h-s

RVA. seinen Mitglieds~Berufsgenossenscluiften
in einem besonderen Runds« hreiben bekannt*

. g«eben. Die Folge davon ist, elab die BG.

su h vielfach nah «hi Entscheidung «les RVA

lichten und «ien in Fi kommenden An¬

stellten «lie» Betätigung ihrei Ruhegehalts«

!>• htigung vom ginne ihres 31. Lehens-

|ahr«es in Vi n. Fs ist daher notwendig, die

BG»-Angestellten aui diesen Sachverhalt hinzu-

welsen, elamit sie ihre Rechte ihrea EM i. g«Bgenübei
wahrnehmen können. Fine B«eschwei de gegen

i\ir BG. hatte* natürlich nur bei unserem Tarif-

Schiedsgericht Erfolg, da «las RVA. bei seinem

ungünstigen Standpunkt verbleiben wird. Wäh¬

rend nun beim RVA. «li«* Einreichung einei Be

schwerde an keine Frist gebund«en ist (AN

1914 S. l^yS). kann elas Schiedsgericht nur

innerhalb eines Monats, na«chdem dem Ite-

se hwerdeführei d«ei Efeschwerdegrund bekannt

geworden ist, angerufen werden

Es ist die Beobachtung gemachl worden, dab

B(i_»Angestellte auf eiie Wahrnehmung ihres

Rechts sowie aut elas Recht der Beschwerde

verzichtenf weil u otz gesetzlicher Festl<egung
«liebes Beschwerdere«chts in eler RV(). und trotz

der Vereinbarung über die Schiedsgerichtsbar¬
keit mit «hau Arbeitgeberverband elie» An¬

stellten vielfach Nachteäle hei ürchten.

Demgegenüber muh abei betont werden, dab

ein solchei Verzicht aui die Beschwerde um

so wenigei am Platze i^i, als «lurch sie er-

nicht wird, dafi der betreffen«de Angestellte

nur noch aus einem wichtigen Grun«de gekün¬
digt werden kann und damit gleichzeitig eine»n

Rechtsanspruch aul Ruhe«j« halt ea wirbt, dei

ihm auch im Falle einer Kündigung infolge

Aenderung im Bestände eler BG. erhalten bleibt,
während er bis zur Vollendung «les 33. Lebens-

iahres i u s jedem Grunde und ohne einen

Pensionsanspmc h erworben zu haben, gekün*
digt und entlassen wer«den konnte. Fine nae)

ti aglit he Beschwerde wai e w«egen Pristver-

amnis zwecklos. F. Schonlein, Aellershof.

RECHTSPRECHUNG

Gewährt eine Krankenkasse einerWöch¬

nerin die Wochenhilfe durch Einweisung

in ein Wöchnerinnenheim, so hat sie auch

die Verpflegungskosten des neugebore¬

nen Kindes als Teil des Wochenhilfe*

anspruches zu tragen.

Entscheidun de Reit hsversicherungsamt

/weiter Revisions :t, vom IS. Februai 1^*1

(IIa K £ 10).
Aas den Gründen: Die beklagte Kranken-

k is u dei klagenden Ehefrau F. im Rahmen

dei Wochenhilfe Kui und Verpflegung in einem

Kranke nh tus gewährt, N u h dei R«ee htspr«echung
des RVA. ist ein Krankenhaus im Sinn« den

s 1**> RVO. als W«achnerinn«enheim anzusehen,

im e-s dem Wochenhilfezwecke zu die

bestimmt und •• •

.
el ist (F. 3485, AN 1020

S IV 207, I iM Bd. 25 S. 201 Ni 55). Als*

mn war die Krankenk abei auch ver¬

pflichtet, Solche Kosten zu hernehmen, «lie

• i Natur dei Sache h dic Gewährung «ha

Wochenhilfe in di«esei Form erst ermöglichte«
i ist nun nicht anj n heugeborene s

Kind, das rüdem am h noch in d«en sten

Wochen von der Mutter gestillt worden ist, ü

der ersten Lebens von der Mutter zu trennen

Andernfalls bes! abg«esehen von sittlichei

und sozialen Erwägungen, die Gefahr, «lab beide

an ihrer Gesundheit ernsten Schaden nehmen

Deshalb ist, um die Gewährung der Leistung«
der W«a henhilfe tür die Mutter im Kranken-

tos zu ermöglichen, gleichzeitig auch eiie An

wesenheil und damit die erforderliche Pflege
des Kindes im Krankenhaus notwendig. Sowei

de mnach aus de m Aufenthalt d«es Neugeborene
im Krankenhaus Kosten entstehen, sind sie» al

eii. leil des Wochei .hilfeanspruela ^ an/usehei

jedenfalls dann, wenn, wie sich in diesem Falle

is dei Mitteilung «les Kreiskrankenhauses ca

g l>t, neben dem Verpflegungssatz für ein neu

bören«es Kind Arzt kosten icht berechne

iden. Mithin hatte die beklagte Krankenka

im Rahmen eler Wochenhilfe aalt tür die

Kosten aufzukommen. Das VA. hat die K iss

mgemäfi ohne R«echtsirrtum zui Zahlung eh

Krankenhauskosten für «las Kind Erika F. h

uie Zeit vom 16. Januar bis 13. März IVJQ i

m der Höhe räch nicht streitigen Betrag

n ~>7 RM. verurteilt.

¦rortKchet S» ?u ler: Josef Aman. — Verld^ des Zentralverbandes der Angestellten (O. Urban*.

Druck: Vorwärts Bac hdrue kerei Paul Singer & Co. — Sämtlich in Berlii.



Fortbildungsschriften für Angestellte

in der Sozialversicherung

Bisher sind ertchi e n e n

Hell 1.

Heft 2:

Heft 3:

Heft 4

Heft •"

Heft e.

Heft 7:

Heft 8:

Heft 9:

Heft 10:

Heft II:

Heft 12:

Heft i.e.

tfeft 14:

Hefi IS

Heft 16:

Hell i:

Heft 18:

Heft It:

Heft jo:

Hefi 21:

Heft ".

Heft .

: fi 21

Die F.ntuicklung der Kranken>ersicherung in Deutschlanel. Vo« Julius Colin. Ver¬
waltungsdirektor der AOKK. Jer Sl i«11 Berlin« Preis 0.40 RM., fur Nichtmttgltadet
0 W RM.
Die Vergehet uiigs|»f|icht in der Krankenversicherung. Von R. () ruber, \crwaltun>
direktor der \<>kk für den Verwaltungsbezirk \i der Stadt Berlin. Berlin-Schönebe

Auflage. Preii l - 1 % XI
.
für Nichtmitglieder 2, RM.

\ on Juliui Cohi
Preis 0,70 RA., für Nichtmitglieder

Verwall ungs-

1 r

Von Julius
0.60 KM..

Die Regelleis'tunffen in der Krankenversicherung.
direktor der AOKK. «ler Stadl Berlin. 3. \u

1.40 RM.
Die deutsche Sozialversicherung und -fürsorge. Von ( l.nsii.ui Kraiker, Mannheim.
1. Auflage. Preii i. RM . für Nichtin itglieder __'. RM.
Die Wochenhilfe und Familien-W ochenhilfe in der Krenkenversieheff UU£.

>hi, Verwaltungsdirektor «ler \<)KK. der Stadt Berlin. Neuauflage. 1*
fur Niditnsiigltader 1.20 RM.
Die Vc i sichernngsbc reekligang Von R. Gruber« Verwaltungsdirektor der \<>KK.
für den Verwaltungsbezirk \! der Stadl Berlin, Berlin-Sdiöneberg. 2. Auflage. Pr<
o.7o RM., für Nich mitglieder UM Rl
Die Meldtevomhriften des zueiten Hitches der Reichs\ersi«herungsordnung.
<.. \\ newiti Bürodirektor «ler AOKK. der Stad! Berlin. Neuauflage in

bereit ung.
Mekrleiilangen iu der Krankenversicherung, sonstige Best im mungen. gemeinsame

\ on

Vor-

V„r-

AOKK

i i u;! igeOkl « I! . Kerlin.

Ministerialrat ron 'dern

in Vor-

Berlin.

schritten, besonde-e Berufszweige. Von Julius ( «> \\ n . Verwaltungsdirektor der
(ier Stadt Beriin. 3. Auflage. rr.-;> 0,70 RM., für Nichtmitglieder 1,40 RM.
Arbeitslosenversicherung und Krankenkassen. Voa Gustav n itewiti. Bürodirektor
der AOKK. dei Stadt Kerlin. Neu ge. Preis 0.00 RM., für Nichtmitglieder 1.80 RM.
Die l nfalhersuherun.». inabesondere ihre Durchführung mit ' nterstützung der Kranken¬
kassen ind ^i<- Regelung der Ersatzansprüche. Von Hermann Kohn, stellvertretender
Vorsitz« __der tler Landesversicherungsanstalt Berlin. Preis 0.90 RM., für NichtmitgÜCHler
l.sn RM.
Die Reiehsknappshaft. ihr Werden unel Wesen. Voa (oor_r W i l! in u n I . Direktor d
Reichst schaft zn Berlin. Preis 0.50 RM., ftir Nichtmitglieder i. RM.
Das Versicnemngsw«ssen in seiner Entwicklung mit l.eM.nderer Rerikksichtigung der
s »zinlver*icherung. Von Harald i on \N a I d h e i m , Dipl.•Yersicher.ings* erstand
Preis o.fK) RM., Iur Nichtmitglieder 1.20 RM.
Begriffe der Krankenversicherung. Von I

bereitung.
Das Verfahren in der Sozialversic-berung. Voa
Preis 0.70 RM., fiir Nichtmitglieder 1.40 RM.
Das Küeiwgriffsrecfit der Sozialversicherung st rüger im Rahmen des Haft|.fliehtrechfes. Von

Iin t !\sall Dr. jur. Ernst i effmann, Berlin. Preis 0.60 RM., fiir Nichtmitgli«ader
i.jo RM.
Das Verhältnis der Krankenkassen KU Aerzten. Zahnu. /ten. /ahnttkefinike*rn usv*. \

Regierungsdirc kt a hr Hnssenstein, Stettin. Neuaufl ia Vorbereitun -

Das Beitrag****** n der Krankeaikassen. Von Gustai \N a s c u itz, Bürodirektor der
\c)Kk. der stadt Berlin. Preis 0.80 RM., für Nichtmitglieder 1,60 RM.
Die Heilbehandlung dn Vetsorgungsbci rchtigten durch die Krankenkassen unel Aerzte
Von Geheimrat Dr. H t r m o ¦ ¦ S i li n 1 i , Direktor de i Hauptversorgungsamts
Breslau. Neuauflage m Vorbereitung.
Die Krankenaufsicht. Von Ubert Bruhns, Angestellter der \<>kk. Breslau, and
Dr. med. ( a r 1 J Verl asarzi der AOKK. Breslau.
Nichtmitglieder l.JO RM.
Die Angestelltenversicherung. Von Vr'liur

Preis 0.80 RM.« für Nichtmitglieder
Die Beziehungen der sozialen Versicherung

Preis 0.M

der

RM.. iur

\OKK.

Kleeis, Bürgermeister in Aschersleben. Preis i. so |;\|

Zwangsbeilreibung durch die Krankenkassen
u ,i s -• \s it/ Bürodirektor der AOKK. dei
mit ler 1.80 I M

Das "Mrafre.ht in der Sozialversicherung. Von
disversithe rungsamt, Berlin. Preis 0.S0 l.\l

Die Beziehungen iwfoc&ea Kranken- und

H Fette St«ittj irt. Pr »is 0 70 I* Nf
.

für

1 h a ii . Abteilung*!, iter

i96o RM.
/ur öffentlichen Fürsorge. Von Friedrich

iur Nichtmitglioder i .60* II VI.
und

Math

die Kassenverbande Von Gustai
Berlin. Preis 0 90 RM., Iur Nichi-

Dr. F. I» o I h e . i5en itspräsidenl be
für Nichtmitglieder I.M RM.

Invuli<_lenVersicherung. Voa i iagsr.it
htmi: r 1.40 RV

Die Sc li i i 1 t e Drei li e w ird fortgesetzt

Alle Schriften liefert die ZdA.-Buchhandlung
Berlin SO 36, Oranienstraße 40-41

Ab 1. April 1932: Berlin W 57, Potsdamer Straße 75



Weltwirtschaftskrise

Zusammenbrüche, Arbeitslosigkeit

Währungssorgen,Notverordnungen

Das sind Zeichen der Zeit. Auch Sie berühren diese

Fragen im Alltags- und Berufsleben. Wenn Sie sich

darüber gut, sachverständig und doch leichtver¬

ständlich unterrichten wollen, so lesen Sie am besten

die Fachzeitschriften des ZdA.:

Es erscheinen monatlich

Wirtschaft Und WlSSen 7. Jahrgang — Handei und Industrie, Genoss-n-

schaftswesen, Betriebswirtschaftslehre, Kulturfragen,

Kurzschriftbeilage, Arbeitsrechtskartei

Die RechtSpraxiS 35 Jahrgang — Handels- und Wirtschaftsrecht, Zivil¬

prozeßordnung, Anwaltsbüro und Reichsgericht, Auf¬

gaben und Lösungen

Der

Behördenangestellte 13 Jahrgang — Oeffentliches Recht, öffentliche Wirt¬

schaft, Arbeitslosenversicherung, Arbeitsvermittlung,

Wohlfahrtswesen

Zeitschrift für Ver¬

sicherungsangestellte 8. Jahrgang — Monatsschrift für die Praxis der in der

Privatversicherung tätigen Angestellten

Volkstumliche Zeit¬

schrift für die gesamte

Sozialversicherung 37. Jahrgang - Erscheint halbmonatlich, Sozial¬

versicherung aller Zweige, Verwaltungspraxis, Auf¬

gaben und Lösungen, Rechtsprechungskartei

Bezugspreis durch die Post vierteljährlich je 50 Pf.

Alle Schriften liefert die ZdA.-Buchha ndlung
Berlin SO 36, Oranienstraße 40-41

Ab 1. April 1932: Berlin W 57, Potsdamer Straße 75
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